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LMO publiziert Schultze- 
Rhonhof 


BrıLon. Der Landesverband Nordrhein- 
Westfalen der „Landsmannschaft Ost- 
preußen“ (LMO) hat zum Jahresende 
2013 erneut eine Broschüre mit einem 
Text des umstrittenen Publizisten Gerd 
Schultze-Rhonhof herausgegeben. Der 
auf einem Vortrag basierende Text er- 
scheint unter dem Titel „Danzig und Ost- 
preußen — zwei Kriegsanlässe“ und sei 
„wissenschaftlich korrekt und politisch 
unkorrekt“, heißt es in einer Rezension 
der Schrift in der „Preußischen Allgemei- 
nen Zeitung / Das Ostpreußenblatt“ vom 
21.12.2013. Schultze-Rhonhof setze sich 
„kritisch mit der gängigen Behauptung 
auseinander, das nationalsozialistische 
Deutschland trage die Schuld an der Es- 
kalation der Danziger Frage“ und thema- 
tisiere angebliche Versuche Hitlers „die- 
se Kriegsursachen zu beseitigen“, so der 
Rezensent. Ein anderes Kapitel übertitelt 
Schultze-Rhonhof mit „Störfeuer der 
Westmächte“. Den Siegermächten des 1. 
Weltkriegs wirft er vor, Millionen Deut- 
schen das Selbstbestimmungsrecht vor- 
enthalten zu haben. Schultze-Rhonhof ist 
Träger des LMO-Kulturpreises für Wis- 
senschaft. hma U 


Sarrazins neues Buch 


BERLIN. Am 24. Februar 2014 soll ein 
weiteres Buch von Thilo Sarrazin (SPD) 
erscheinen. 

Das Buch mit dem Titel „Der neue Tu- 
gendterror. Über die Grenzen der Mei- 
nungsfreiheit in Deutschland“ wird bei 
der Deutschen Verlags-Anstalt (DVA) er- 
scheinen. Sarrazin analysiere darin den 
grassierenden Meinungskonformismus 
und benenne die „14 vorherrschenden 
Denk- und Redeverbote unserer Zeit“, 
heißt es in der Verlagsankündigung. 

hma U 


„Die Rechte” in Rheinland- 
Pfalz 


BinGen. In Bingen wurde am 28. De- 
zember 2013 der achte Landesverband 
der Partei „DIE RECHTE“ für Rhein- 
land-Pfalz gegründet. Der Landespartei- 
tag befasste sich mit Anträgen u.a. zu 
„anstehenden Demonstrationen“ und mit 
einer Resolution zum Prozess gegen An- 
gehörige des „Aktionsbüros Mittelrhein“. 
Außerdem wurde ein Landesvorstand ge- 


Dann fliegt 


Pünktlich zu Beginn des neuen 
Jahres wartet die bayerische CSU 
mit einer neuen Stammtischparo- 
le auf: „Wer betrügt, der fliegt“. Gemeint 
sind Zuwanderer aus Bulgarien und Ru- 
mänien, die als freizügigkeitsberechtigte 
EU-Bürger nach Deutschland kommen. 
Da einige von ihnen Sozialleistungen be- 
ziehen, unterstellt ihnen die CSU kurzer- 
hand Betrug: Sie kämen schon gar nicht 
mit der Absicht, hier von ihrer eigenen 
Arbeit zu leben, sondern um es sich mit 
Sozialleistungen bequem zu machen. 

Die Zahlen, die die Bundesregierung 
auf Anfrage der Linke-Fraktion im Bun- 
destag dazu veröffentlichen musste, spre- 
chen hingegen eine andere Sprache: Nur 
ein geringer Teil der neu Zugewanderten 
ist auf Sozialleistungen angewiesen, auch 
der angeblich massenhafte Bezug von 
Kindergeld kann aus diesen Zahlen nicht 
belegt werden. Es handelt sich also um 
eine Variation des alten CSU-Klassikers: 
Wir wollen Zuwanderer, die uns nutzen, 
und keine, die uns ausnutzen. Auf die 
Hochqualifizierten aus den beiden EU- 
Staaten lässt man genausowenig etwas 
kommen wie auf diejenigen, die in der 
Landwirtschaft und auf Schlachthöfen 
unter miesesten Bedingungen ausgebeutet 
werden. Sie kommen in dieser Debatte 
schlicht nicht vor. 

Im Internet ergoss sich zu Recht Spott 
über die Parole der CSU. Es wurde zahl- 
reich an die Betrüger in den Reihen der 
CSU erinnert: Plagiator Guttenberg, Steu- 
erbetrüger Hoeneß, die CSU-Abgeordne- 
ten des Landtags, die ihre Verwandten bei 
sich in Lohn und Brot gebracht haben. 
Die Liste von Steuerbetrügern, von Profi- 
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CSU-Hetze gegen Zuwanderer 


teuren diverser Amigo-Affären und Waf- 
fenschiebereien ließe sich noch um einige 
prominente Namen fortsetzen. Doch han- 
delt es sich dabei eben um Mitglieder der 
besseren Kreise und nicht um mittellose 
Migranten auf der Suche nach einem bes- 
seren Leben. 

Denn das ist die eigentliche Botschaft 
der CSU an ihre rechte Wählerklientel, die 
sie gegen die „Alternative für Deutsch- 
land“ und andere Rechtsaußen-Truppen 
im kommenden Europa-Wahlkampf an 
sich binden will. Die Mobilisierung gegen 
Armutszuwanderung hat nicht nur eine 
sozialchauvinistische, sondern eben auch 
eine klar rassistische Stoßrichtung. 

Die Armutsmigranten werden allge- 
mein als Roma identifiziert, die man am 
Stammtisch hemmungslos „Zigeuner“ 
schimpft und denen man gern auch mal 
Kinderdiebstahl und andere Verbrechen 
unterstellt. Gegen den Vorwurf des Ras- 
sismus, dem sich Seehofer allgemein aus- 
gesetzt sah, reagierte er ebenfalls mit ei- 
ner sattsam bekannten Argumentationsfi- 
gur: Man müsse die Probleme doch ernst 
nehmen, die ansonsten Wasser auf die 
Mühlen der Rechtsextremen seien. Als ob 
rassistische Ausgrenzung besser würde, 
wenn sie von waschechten Demokraten 
betrieben wird 

Ulla Jelpke, 03.01.2014: 
(erschienen in junge Welt, 3.1.2014) 
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:meldungen, aktionen 


wählt. Landesvorsitzender wurde Oliver 
Kulik, sein Stellvertreter und zugleich 
Landes- schatzmeister Michael Idir. Flo- 
rian Grabowski wurde zum Beisitzer ge- 
wählt. hma 0 


„Shitstorm” gegen Stadt- 
dekan 


STUTTGART. Weil er in seiner Weih- 
nachtspredigt eine multireligiöse Weih- 
nachtsfeier einer Stuttgarter Schule vor 
Kritik in Schutz genommen hatte, wurde 
der katholische Stadtdekan der Stadt, 
Christian Hermes, massiv beleidigt und 
bedroht. Ausgelöst wurde dies durch ei- 
nen Hetzartikel auf der Internetseite der 
rassistischen „PI-News“ über die Pläne 
der Stuttgarter Schule. Schule und Lehre- 
rInnen wurden daraufhin massiv von Ak- 
teuren vom rechten Rand attackiert. Her- 
mes in einem Interview der „Stuttgarter 
Zeitung“: „Ich verurteile diese Diffamie- 
rungen von hier lebenden Muslimen, das 
ist abstoßend und gefährlich. Es handelt 
sich bei diesen Leuten um einen rechten 
Sumpf, der im gesamten deutschsprachi- 
gen Raum aktiv ist“, so Hermes. Und er 
wolle nun „an die Leiterin das Landes- 
amtes für Verfassungsschutz schreiben 
und fordern, dass Baden-Württemberg — 
genauso wie Bayern seit 2012 — die Or- 
ganisation unter Beobachtung stellt. Das 
ist nach diesen Vorgängen in Stuttgart 
notwendig“, so Hermes. hma I 


Sonnenwend-Feier der 
Nazis fällt aus 


ESCHEDE: Seit Jahren treffen sich Rechts- 
extremisten auf dem Hof des Landwirts 
und NPD-Mitglieds Joachim Nahtz in 
Eschede (Landkreis Celle) zu einer soge- 
nannten Sonnenwend-Feier — eines derje- 
nigen „Brauchtumsfeste“, die feste Be- 
standteile im braunen Jahresplaner sind. 
In den letzten Jahren fiel dieses Winter- 
fest aus, wegen Kälte, matschigem Bo- 
den und aktuell wohl deshalb, weil der 
verbliebene Hof von Nahtz — immerhin 
noch 5000 qm — völlig zugestellt ist. 
Aber dass die Treffen ausfallen liegt si- 
cher auch daran, dass Eschede für die 
Nazis kein ruhiges Hinterland mehr ist. 
Und das werten wir als unseren Erfolg, 
ein Erfolg auf dem wir uns nicht ausru- 
hen können. Wir werden weiter gegen 
Nazitreffen demonstrieren, auch wenn 
die Nazis gerade nicht vor Ort sind. Das 
ist wichtig, damit nicht wieder Ruhe ein- 
tritt und sich die Nazis erneut breit ma- 
chen. 

Am 21. Dezember sollte es wieder so 
weit sein — und wie jedes Mal organisier- 
te das „Netzwerk Südheide“ Gegende- 
monstrationen. Rund 70 Menschen betei- 
ligten sich an der Kundgebung gegen 
rechts. Auf dem Hof Nahtz war diesmal 


2 :antifaschistische nachrichten 01-2014 


allerdings gar nichts los. Nach Angaben 

der Polizei sei die Feier wegen mangeln- 

der Beteiligung ausgefallen. 
http://www.netzwerk-südheide.de I 


Nazi-Angriffe auf Flücht- 
lingsheime im Jahr 2013 
verdoppelt 


„Nazis und Rassisten haben im vergan- 
genen Jahr massiv vor Flüchtlingsunter- 
künften gehetzt und drohen allmählich 
eine Pogromstimmung heraufzuschwö- 
ren“, warnt die innenpolitische Spreche- 
rin der Fraktion DIE LINKE angesichts 
der Antwort der Bundesregierung auf 
eine Kleine Anfrage der Fraktion zu Pro- 
testen und Übergriffen vor Flüchtlings- 
unterkünften (Drs. 18/203). Jelpke wei- 
ter: 

„Nach drei Kundgebungen 2012 gab es 
allein bis Ende November dieses Jahres 
18 Aufmärsche vor Flüchtlingsunterkünf- 
ten. Diese waren keineswegs auf den 
Bundestagswahlkampf beschränkt, viel- 
mehr fanden die meisten erst im Oktober 
und November statt. 

Ziel von NPD, Pro NRW und Kame- 
radschaften ist dabei ganz klar, die 
Flüchtlinge einzuschüchtern und die Be- 
völkerung rassistisch aufzuhetzen. 

Deutlich gestiegen ist auch die Zahl 
rechtsextrem motivierter Delikte, bei de- 
nen eine Asylunterkunft Tatort oder An- 
griffsziel war: Von 24 im Jahr 2012 auf 
43 bis Ende November diesen Jahres. 

Die Bundesregierung will keine Syste- 
matik bei der Mobilisierung gegen 
Flüchtlingsunterkünfte erkennen können. 
Das ist schlicht verharmlosend angesichts 
der Tatsache, dass eine Reihe hochrangi- 
ger NPD-Kader regelmäßig bei diesen 
Aufmärschen als Veranstalter bzw. Red- 
ner auftritt. Man darf sich auch nicht in 
falscher Sicherheit wiegen, dass eine ver- 
gleichbare Situation wie zu Beginn der 
90er Jahre nicht zu erkennen sei. Denn 
auch Anfang der 90er hat wohl niemand 
mit den massiven Angriffen und der Po- 
gromstimmung an Orten wie Hoyerswer- 
da und Rostock-Lichtenhagen gerechnet. 

Die Bundesregierung selbst geht davon 
aus, dass das Thema Asylpolitik im kom- 
menden Jahr „zu einem zentralen Akti- 
ons- und Wahlkampfthema rechtsextre- 
mistischer Parteien werden“ könne. Da 
darf man sich nicht in Beschwichtigung 
ergehen, sondern muss die Anstrengun- 
gen bei der Prävention gegen Rassismus 
und rechte Gewalt erhöhen. Dazu gehört 
eine bessere und langfristige Ausstattung 
der Projekte gegen Rassismus, Antisemi- 
tismus und Rechtsextremismus, aber auch 
der Verzicht auf rassistische Stammtisch- 
parolen etwa gegen den Zuzug angebli- 
cher Sozialbetrüger.““ 

Ulla Jelpke, MdB; 23.12.2013 3 


Erneute Ladung von 
Berliner LKA-Beamten vor 
NSU-Untersuchungs- 


ausschuss? 

Zu den jüngsten Informationen im Fall 
des mutmaßlichen Terrorhelfers Thomas 
S. erklärt Kerstin Köditz, Obfrau der 
Fraktion DIE LINKE im Untersuchungs- 
ausschuss „Neonazistische Terrornetz- 
werke in Sachsen“: 

Bereits bei der Zeugenvernehmung der 
beiden Beamten des Berliner Landeskri- 
minalamtes Polizeikommissar Michael 
Weinreich und Erster Kriminalhaupt- 
kommissar Michael Thur blieben ein 
schaler Beigeschmack ob deren gravie- 
renden Erinnerungslücken und zumin- 
dest bei Teilen des Ausschusses Zweifel 
am Wahrheitsgehalt der Ausführungen 
der beiden Polizisten aus dem Bereich 
Staatsschutz. 

Die jüngsten Informationen des Berli- 
ner Polizeipräsidenten Kandt an den Un- 
tersuchungsausschuss verstärken diesen 
Eindruck. Demnach waren die beiden 
Zeugen, neben weiteren Berliner Polizei- 
beamten, entgegen ihren bisherigen Aus- 
sagen sehr wohl in Zusammenhang mit 
dem LKA-Spitzel Thomas S. („VP 562“) 
tätig und standen dazu auch mit sächsi- 
schen Behörden in unmittelbarem Kon- 
takt. Besonders Michael Thur hatte im 
Gegensatz dazu mehrfach auf Fragen be- 
teuert, er kenne grundsätzlich keinerlei 
Identitäten von V-Leuten und habe an den 
fraglichen Thomas S. keine konkrete Er- 
innerung. Er betonte vor dem Ausschuss 
gleichzeitig, dieser wäre ihm sicherlich 
erinnerlich, wenn er eine zentrale Rolle 
gespielt hätte. 

Der Untersuchungsausschuss wird in 
seiner Sitzung am Donnerstag zu ent- 
scheiden haben, auf welche Weise er die 
eklatanten Widersprüche aufzuklären ge- 
denkt. Das Spektrum der Möglichkeiten 
reicht dabei von einer neuerlichen La- 
dung der Zeugen Weinreich und Thur, 
über die Ladung der weiteren Berliner 
Polizeibeamten, die damals mit dem Fall 
Thomas S. befasst waren, bis hin zur Prü- 
fung, eine Strafanzeige wegen Verdachts 
der uneidlichen Falschaussage vor dem 
Untersuchungsausschuss zu erarbeiten. 

PM Kerstin Köditz, MdL DIE LINKE U 


Neue Bundesregierung 
muss sich NPD-Verbots- 


antrag offiziell anschließen 

„Anstatt die Fortschreibung der Material- 
sammlung während des NPD-Verbots- 
verfahrens der Federführung des Bundes- 
amtes für Verfassungsschutz anzuver- 
trauen, sollte die neue Bundesregierung 
den Verbotsantrag der Länder auch offi- 
ziell unterstützen“, erklärt die innenpoli- 
tische Sprecherin der Fraktion DIE LIN- 
KE, Ulla Jelpke, zur Antwort der Bun- 
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Totgesagt hat man die NPD schon oft 


Kerstin Köditz sieht neofaschistische 
Partei in virulenter Krise. Dies ist aber 
kein Grund zur Entwarnung. Ein Ge- 
spräch mit Kerstin Köditz 

Kerstin Köditz ist Sprecherin für 
antifaschistische Politik der Linksfrakti- 
on im sächsischen Landtag 


Holger Apfel, bisher NPD-Bun- 

desvorsitzender und Fraktionschef der 
neofaschistischen Partei im sächsischen 
Parlament, hat vor wenigen Tagen alle 
Ämter niedergelegt und ist am 24. De- 
zember auch aus der Partei ausgetreten. 
Hatten Sie im Vorfeld Hinweise auf Flü- 
gelkämpfe bei der sächsischen NPD bzw. 
in deren Landtagsfraktion? 
Schon etliche Tage vorher hatten die 
Spatzen von den Dächern gesungen, dass 
Apfels Sturz unmittelbar bevorstehe. Als 
er dann während einerlaufenden Plenar- 
sitzung den Landtag verließ, war klar, 
daß der Zeitpunkt gekommen war. Seit 
Monaten hatte es immer wieder Gerüch- 
te, offenbar aus „Kameradenkreisen“ ge- 
streut, über eine angebliche Homosexua- 
lität Apfels gegeben. 

Hinter seinem Sturz stehen natürlich 
handfeste Auseinandersetzungen um den 
Kurs der NPD, Machtinteressen einzelner 
Funktionäre und der Kampf um Posten 
und Listenplätze. Für alle, die sich dafür 
in Stellung bringen wollten, war jetzt die 
letzte Gelegenheit, um eine aussichtsrei- 
che Position für die Landtagwahl am 31. 
August 2014 zu erringen. 

Apfel selbst ging übrigens auch nicht 
zimperlich zu Werke. So wird ab Januar 
der stellvertretende Parteivorsitzende 
Karl Richter als Chefredakteur des Partei- 
organs Deutsche Stimme durch den jour- 
nalistisch völlig unbedarften Apfel-Ver- 
trauten Peter Schreiber abgelöst. Auch Si- 
grid Schüßler, wie Richter erklärte Apfel- 
Gegnerin, scheidet aus der Redaktion aus. 


Letztlich war Apfel sogar im Parteipräsi- 
dium, das auf seinen Wunsch erheblich 
gestärkt worden ist, von Gegnern umzin- 
gelt. Von Gegnern, die einst seine Verbün- 
deten waren. Und von außen stänkerte 
unaufhörlich sein Vorgänger Udo Voigt, 
dabei taktisch geschickt immer die Not- 
wendigkeit der Einheit der Partei beto- 
nend. 

Apfel wurde unter anderem be- 
zichtigt, vor einigen Monaten einen an- 
deren Neonazi sexuell belästigt zu haben. 
Halten Sie die erhobenen Vorwürfe für 
glaubwürdig? 

Offen gestanden ist mir die sexuelle Ori- 
entierung anderer Menschen egal. Auch 
die von Neonazis. Sollte ein Fall von se- 
xueller Nötigung vorliegen, dann muss 
der Betroffene Strafantrag stellen. Das ist 
meines Wissens bis heute -mehrere Mo- 
nate danach — nicht geschehen. Angeb- 
lich soll es auch einen weiteren Fall ge- 
ben, der noch weiter zurückliegt. Die 
Frage, warum diese Fälle aus der Partei 
heraus gerade jetzt publik gemacht wer- 
den, drängt sich natürlich auf. Der Ham- 
burger Neonazi Thorsten de Vries, kei- 
neswegs ein Freund Apfels, urteilt, der 
ganze Fall Apfel sei „an Hinterfotzigkeit 
und Doppelmoral nicht zu überbieten“. 
Jeder aus dem Milieu weiß natürlich, 
dass kein anderer Vorwurf in diesen Krei- 
sen so tödlich wirkt wie der, homosexuell 
zu sein. Auf der Facebook-Seite „Solida- 
rität mit Holger Apfel‘ finden sich folg- 
lich nicht einmal 100 Unterstützer, dafür 
von einem Nutzer die Aufforderung „Geh 
sterben!“. Die „Vernehmung“ Apfels ist 
von Fraktionsmitarbeiter Maik Scheffler 
durchgeführt worden. Das angebliche 
Opfer stammt aus dessen Umfeld. Und es 
ist bekannt, dass der stellvertretende Lan- 
desvorsitzende Scheffler einen sicheren 


Listenplatz bei der Landtagswahl möchte. 
Welche Rolle spielt Holger Szymanski, 
der früher für den sächsischen Verfas- 
sungsschutz gespitzelt haben soll und 
derzeit sächsischer NPD-Landesvorsit- 
zender ist, in den Auseinandersetzungen? 
Szymanski galt als treuer Gefolgsmann 
Apfels. Mit seinem Charisma eines Fi- 
nanzbuchhalters hätte er es ohne Apfel 
nie zum Landesvorsitzenden gebracht. 
Wenn der gleiche Szymanski jetzt von 
„menschlicher Enttäuschung“ spricht, ist 
das pure Heuchelei. Denn gleichzeitig 
hat er Apfel zur Mandatsabgabe aufge- 
fordert, um „den Weg für die notwendige 
personelle Neuaufstellung“ zu ebnen. 
Nach dem fast 80jährigen Helmut Herr- 
mann folgt nämlich er selbst auf der 
Nachrückerliste. 

NPD-Gegner gehen davon aus, 

dass sich die neofaschistische Partei 
noch vor dem Start eines Verbotsprozes- 
ses in Karlsruhe selbst zerlegt hat. Sie 
teilen diese Einschätzung nicht? 
Nein. Der Abgang Apfels ist Ausdruck 
einer bereits länger virulenten Krise der 
NPD. Mehr nicht. Es gilt nach wie vor: 
Angeschlagene Boxer sind besonders ge- 
fährlich. Gerade in den letzten Wochen 
ist hier in Sachsen deutlich geworden, 
dass die NPD noch immer kampagnenfä- 
hig ist und sogar wieder Neumitglieder 
gewinnt. Das Ausmaß der durch sie be- 
triebenen rassistischen Mobilisierung in 
zahlreichen Orten hat viele Beobachter 
überrascht. Rassismus ist das Kernthema 
der NPD. Nutzt sie das in der verbleiben- 
den Zeit geschickt, dann ist sogar ein er- 
neuter Einzug in den Landtag nicht aus- 
geschlossen. Totgesagt hat man die NPD 
schon oft. 

Interview: Markus Bernhardt I 


Chaostage in der AfD 


Statt der mit Spannung erwarteten Be- 
schäftigung mit ihrer Programmatik 
wartet die Alternative für Deutschland 
(AfD) weiterhin mit innerparteilichen 
Streitereien auf. Daher hier nur kurz das 
Neueste: 

In Niedersachsen und Baden-Würt- 
temberg müssen die Landesparteitage 
wegen Formfehlern wiederholt werden. 
Sie dienen der Wahl der Delegierten für 
den Bundesparteitag. 

Im Landesverband Hessen wurden der 
gerade erst gewählte Schatzmeister und 
einer der drei Vorsitzenden vom Bundes- 
vorstand abgesetzt. Der eine wegen anti- 
demokratischer und antisemitischer Äu- 
Berungen, der andere, weil er seinen 
Doktortitel nicht nachweisen konnte und 
Parteiinterna an die Öffentlichkeit trug. 


Des Weiteren traten drei führende Mit- 
glieder ostdeutscher Landesverbände aus 
der Partei aus. Die Vorsitzenden Bran- 
denburgs und Sachsen-Anhalts sowie ein 
Stellvertretender Vorsitzender Mecklen- 
burg-Vorpommerns hatten sich gegen 
den Willen des Bundesvorstands mit 
dem rechtspopulistischen Bündnis Zu- 
kunft Österreichs getroffen. Der Bundes- 
vorstand watschte sie dafür öffentlich ab. 

Neben etlichen anderen traten auch 
zwei Beisitzer des Bundesvorstands aus 
der Partei aus. Wolf-Joachim Schüne- 
mann und Irina Smirnova beklagen ei- 
nen autoritären Führungsstil der drei 
Bundessprecher. Smirnova: „Der Rest 
vom Vorstand hatte und hat ... nur Alibi- 
funktionen.“ 

Fu 
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desregierung auf die Kleine Anfrage 
„Unterstützung der Bundesregierung für 
den NPD-Verbotsantrag“ (BT-Drucksa- 
che 18/135). Jelpke weiter: 

„Offenbar will die Bundesregierung so 
die größtmögliche politische Kontrolle 
über das Verfahren haben, ohne zugleich 
die politische Verantwortung zu überneh- 
men. Eine solche Vorgehensweise er- 
scheint mir unlauter. Die neue Bundesre- 
gierung sollte sich endlich dazu entschlie- 
ßen, den Verbotsantrag der Länder auch 
offiziell zu unterstützen. Das wäre ein 
klares Signal zur Ächtung der faschisti- 
schen NPD. 

Von der SPD erwarte ich, dass sie bei 
ihrer Forderung nach Beteiligung des 
Deutschen Bundestages am NPD-Ver- 
botsverfahren bleibt. Die Unterstützung 
der Linksfraktion dafür hätte sie.“ 

Ulla Jelpke, MdB I 


Wer wird Mumia Abu-Jamal 
zur Freiheit verhelfen? 


In diesem Jahr werden noch etliche russi- 
sche Gefangene Weihnachten zuhause 
verbringen können — eine humanitäre Of- 
fensive der Regierung rechtzeitig vor den 
Olympischen Winterspielen schenkt vie- 
len die Freiheit: Kreml-Kritiker*innen, 
Greenpeace Aktivist*innen, oppositio- 
nelle Oligarchen u. v. a. m. Der ehemali- 
ge Außenminister Hans Dietrich Gen- 
scher soll die Fäden gezogen haben. 

Das Bundesweite Free Mumia Netz- 
werk wirft dabei umso drängender die Fra- 
ge auf: Wer macht den „Genschman‘“ für 
Mumia Abu-Jamal? Wäre das dann der 
ehemalige Innenminister Gerhart Baum, 
der sich schon einmal gegen die drohende 
Hinrichtung des afroamerikanischen Jour- 
nalisten und für ein neues faires Verfahren 
ausgesprochen hatte? Nun, vor zwei Jah- 
ren wurde endlich die Absetzung von Abu- 
Jamals Todesstrafe höchstrichterlich bestä- 
tigt. Auf ein faires Verfahren wartet der 
afroamerikanische Journalist jedoch seit 
32 Jahren vergeblich, obwohl viele neue 
Beweise für seine Unschuld sprechen... 
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Mumia Abu-Jamal hat mittlerweile 7 
Bücher und Tausende von Zeitungsko- 
lumnen geschrieben, und sein Blick auf 
den Strafvollzug in den USA relativiert 
den einseitigen Fokus auf Strafgefangene 
in Russland deutlich: immerhin sind laut 
UN 25% aller weltweit Inhaftierten in 
Gefängnissen der USA. Dort jedoch gibt 
es keine „humanitäre Offensiven“. 

Im Gegenteil: als im Oktober der 
Black-Panther-Aktivist Herman Wallace 
nach 41 Jahren Haft aus dem Hochsicher- 
heitstrakt getragen werden musste, hatte 
er nur noch 3 Tage zu leben. Auch die 
Rechtsanwältin Lynne Stewart, seit meh- 
reren Jahren mit fragwürdiger Begrün- 
dung inhaftiert, darf an Weihnachten 
nicht nach Hause, obwohl dies wegen ih- 
rer Krebserkrankung vermutlich ihr letz- 
tes Fest sein wird. 

Hinter der glatten Fassade der Obama- 
Administration offenbaren sich längst 
(nicht zuletzt dank der Enthüllungen von 
Chelsea Manning und Edward Snowden) 
ein Geflecht von Geheimdiensten, Ge- 
heimgerichten und Geheimgefängnissen, 
Folter und Unrecht und ein gigantischer 
gefängnis-industrieller Komplex, mit 
dem börsennotierte Strafkonzerne mit 
Gefangenen Gewinne machen, die sie für 
Hungerlöhne schuften lassen: moderne 
Sklaverei unter anderem Namen. 

Im Januar werden wir Jamal Hart, Mu- 
mia Abu-Jamals ältesten Sohn, auf ver- 
schiedenen Veranstaltungen in Berlin, 
Frankfur/M und Heidelberg empfangen 
können. In Berlin wird Jamal Hart sich 
auch an den deutschen Bundestag wenden. 

Dort wird er fragen: Werdet ihr meinem 
Vater helfen? 

PM Bundesweites Netzwerk gegen die 

Todesstrafe — 
Freiheit für Mumia Abu-Jamal 
www.freiheit-fuer-mumia.de I 


Keine Verschärfung des Ter- 
rorparagraphen durch die 


EU-Hintertür 
„Für eine Verschärfung des Terrorismu- 
sparagraphen 129 a durch eine Erweite- 
rung des darin enthaltenen Vereinigungs- 
begriffs besteht selbst nach Ansicht der 
Bundesregierung keine Notwendigkeit. 
Diesbezügliche Vorstöße des Innenminis- 
teriums sind allein dem Wunsch nach 
noch umfassenderen Überwachungsin- 
strumentarien geschuldet“, erklärt die in- 
nenpolitische Sprecherin der Fraktion 
DIE LINKE. zur Antwort der Bundesre- 
gierung auf die Kleine Anfrage „Erweite- 
rung des Vereinigungsbegriffs in den $$ 
129 und 129a des Strafgesetzbuchs auf- 
grund des Rahmenbeschlusses in der Eu- 
ropäischen Union zur Bekämpfung der 
Organisieren Kriminalität“  (Drs. 
18/114). Die Abgeordnete weiter: 

„In regelmäßigen Abständen kommt 
aus dem Unions-geführten Bundesinnen- 
ministerium die Forderung nach einer Er- 


weiterung der Strafrechtsparagraphen 129 
(kriminelle Vereinigung) und 129a (terro- 
ristische Vereinigung). Nach der bisheri- 
gen Auslegung des Bundesgerichtshofes 
(BGH) ist für das Vorliegen einer krimi- 
nellen oder terroristischen Vereinigung 
die Bildung eines Gemeinschaftswillens 
erforderlich. Dagegen sehen EU-Rah- 
menbeschlüsse zur organisierten Krimi- 
nalität und Terrorismusbekämpfung die 
Unterordnung der Mitglieder unter einen 
Gemeinschafts- oder Gruppenwillen für 
das Vorliegen einer terroristischen oder 
kriminellen Vereinigung nicht als not- 
wendig an. Aus dem Bundesinnenminis- 
terium hieß es daher, der Vereinigungsbe- 
griff in den Paragraphen 129 und 129a 
StGB müsse europarechtskonform erwei- 
tert werden. 

EU-Rahmenbeschlüsse seien zwar hin- 
sichtlich ihrer Ziele verbindlich, den Mit- 
gliedstaaten ist jedoch die Wahl der Form 
und der Mittel überlassen. „Damit ist die 
Übernahme von Definitionen nicht zwin- 
gend geboten“, stellt die Bundesregierung 
klar. Zudem habe es weder diesbezügli- 
che Ermahnungen durch europäischen 
Behörden oder Institutionen gegeben. 
Noch seien andere Staaten oder Behörden 
fremder Staaten deswegen an die Bundes- 
regierung herangetreten. 

Weiterhin wurde aus dem Innenminis- 
terium behauptet, die enge Vereinigungs- 
definition durch den BGH habe dazu ge- 
führt, dass „in der Regel“ streng hierar- 
chisch strukturierte terroristische und ma- 
fiöse Gruppierungen nicht nach diesen 
Paragraphen verurteilt werden könnten. 
Ihr sei „kein konkreter Fall bekannt, bei 
dem eine in Deutschland agierende terro- 
ristische Gruppierung letztlich nicht unter 
den Begriff der terroristischen Vereini- 
gung ($129a, $ 129 StGB) gefassten wer- 
den konnte“, verweist die Bundesregie- 
rung diese Darstellung zumindest bezüg- 
lich der „terroristischen Vereinigung‘ in 
das Reich der Legenden. 

2009 hatte die Bundesregierung auf 
eine Kleine Anfrage (Drs.16/12346) der 
LINKEN erklärt, sie sehe keinen gesetz- 
geberischen Handlungsbedarf bezüglich 
des Vereinigungsbegriffs im Paragraphen 
129. Nun prüft die Bundesregierung diese 
Frage im Hinblick auf die neueren Ent- 
scheidungen des BGH zum Vereinigungs- 
begriff. Akuter Handlungsbedarf liegt 
also auch hier nicht vor. 

Statt über eine Ausweitung der Terror- 
paragraphen durch die Hintertür des euro- 
päischen Rechts zu sinnieren, wäre es aus 
bürgerrechtlicher Sicht vielmehr ange- 
bracht, diese Schnüffel- und Gesinnungs- 
paragraphen als Fremdkörper in einem 
Rechtsstaat ersatzlos zu streichen.“ 
Anfrage und Antwort: www.ulla-jelp- 
ke.de Ulla Jelpke, MdB 

Fraktion DIE LINKE. I 


Die Repression in Spanien gegen 
antifaschistische Proteste nimmt zu 


#CAZADEBRUJAS. Das Hashtag 

machte am 28. November unter 

spanischen Usern die Runde, in 
der radikalen linken Zeitung „Diagonal“ 
läuft die Berichterstattung über eine 
Verhaftungswelle seitens der Aufstands- 
bekämpfungseinheit der Nationalpolizei 
unter diesem Stichwort: Hexenjagd. 19 
bekannte aktive Linke wurden an die- 
sem Tag in besetzten Häusern, in der el- 
terlichen Wohnung oder auf der Arbeit 
in Madrid verhaftet. Die Vertreterin der 
Regierung in der Region, Cristina Cifu- 
entes, twitterte während die Verhaftun- 
gen noch liefen: „Die Polizei hat 14 Per- 
sonen der extremen Linken, Teilnehmer 
des Angriffs auf die Rechtsfakultät am 
20. November, festgenommen“. Später 
erklärte sie noch, die Verhafteten seien 
vorbestrafte und polizeibekannte „mut- 
maßliche Verbrecher“. 

Im Internetportal der konservativen 
Zeitung ABC wurden die Verhafteten 
bald darauf in einem Film präsentiert: 
mit gut erkennbaren Gesichtern war zu 
sehen, wie sie durch ein Polizeispalier 
gehen mussten. 

Gloria Garcia Molina, Mutter eines 
Verhafteten, empörte sich in einem von 
der IC, „Kastillischen Linken“ Anfang 
Dezember veröffentlichten Brief: „Wo 
bleibt denn da die Unschuldsvermu- 
tung?“ Eine Demonstration vor der Poli- 
zeistation in Morataluz, wo die Verhaf- 
teten verhört wurden, wurde von der 
Aufstandsbekämpfungsbrigade der Na- 
tionalpolizei rabiat aufgelöst, berichtete 
die besorgte Mutter, und stellte fest: 
„Was bleibt den Jugendlichen? Die Ar- 
beitslosigkeit, Emigrieren, Betteln, Stu- 
diern für nichts“, so Gloria Garcia Moli- 
na: „Und wenn sie protestieren, werden 
sie verhaftet, geschlagen, beleidigt, 
bestraft?“ 

Cristina Cifuentes erklärte umgehend, 
die Kundgebung vor der Polizeistation 
sei nicht angemeldet gewesen, es sei im 
Internet von „ultraizquierdistas“ und 
„antisistemas“ aufgerufen worden - ein 
klarer Fall für die Polizeibrigade, die für 
Terrorismus und gewalttätige Gruppie- 
rungen zustandig sei. Bei der Auflösung 
der Kundgebung kam es zu 11 weiteren 
Festnahmen, wegen Widerstand und an- 
geblichen Angriffen auf Polizisten. Am 
nächsten Tag wurden alle verhafteten 
unter Auflagen freigelassen. 

Cifuentes betonte, die 19 bei der Razzia 
Verhafteten werden beschuldigt, Schäden 
und Verletzungen verursacht zu haben 
und Vergehen gegen die Wahrnehmung 
fundamentaler Rechte und Freiheiten be- 
gangen zu haben, erschwerend haben sie 
aus Hass gehandelt“. 


Die bei der Razzia Verhafteten sind al- 
lesamt bekannte Aktive aus antifaschisti- 
schen und radikalen linken Gruppen: Mit- 
glieder der Libertären Jugend, Anarcho- 
syndikalisten der Gewerkschaft CNT, 
Mitglieder von der IC und den Bukane- 
ros. Die Bukaneros sind eine bekannte, 
große Fußballfangruppe des spanischen 
Erstligisten Rayo Vallecano. 

Die Regierungsvertreterin und die Poli- 
zei legten mi Dezember ein paar Behaup- 
tungen über die vermeintliche Gefährlich- 
keit nach. Insbesondere, nachdem die Fa- 
milienangehörigen eines bekannten ver- 
hafteten Bukaneros erklärt hatten, dieser 
sei weder „gefährlich“ noch „gewalttätig“ 
und könne im Übrigen die ihm vorgewor- 
fenen Taten nicht begangen haben, weil er 
sich zur fraglichen Zeit auf einer Famili- 
enfeier befunden habe. 

Cifuentes liess sich daraufhin über eini- 
ge „Elemente“ bei den Bukaneros aus: 
„Es gibt eine kleine Gruppe, die enge 
Verbindungen zu radikalen Gruppen der 
Ultralinken hat, die mit dem abertzalen 
Umfeld und der Kastilischen Linken zu 
tun haben“. Abertzales Umfeld, damit 
meint sie militante ETA-nahestehende 
BaskInnen. Die Ultralinken würden im 
Übrigen ständig gewaltätig auf die Polizei 
und Andersdenkende losgehen. 

So soll es, laut Polizei, Cifuentes und 
dem Foro Universitario Francisco de Vi- 
toria, auch am 20. November gewesen 
sein. Am Todestag des großen Führers der 
spanischen Faschisten und Diktators 
Francisco Franco werden jährlich Kund- 
gebungen zum ehrenden Andenken an ihn 
durchgeführt. So auch in diesem Jahr. 
Aber die Förderation anarchistischer Ju- 
gendlicher drehte den Spieß um und rief 
für den 20. 11. zu einer Demonstration 
„gegen die Faschismen und das Kapital“ 
auf. Im Aufruf wird betont, dass Spaniens 
autoritäre Herrschaft Elemente faschisti- 
scher Herrschaft beinhalte, jede autoritäre 
Herrschaft, jeder Staat bekämpft werden 
müsse — und dem verstärkten Auftreten 
von neofaschistischen Gruppen wie „Re- 
spuesta Estudiantil“ oder der „Liga Jo- 
ven“ entschieden entgegengetreten wer- 
den müsse. 

Die Demonstration endete auf dem 
Campus der Universität Complutense in 
Madrid, vor der Juristischen Fakultät. 
Eine kleine Gruppe von etwa 40 Aktiven 
ging — für die Polizei überraschend — 
maskiert in die Rechtsfakultät zum Büro 
des Foro Universitario Francisco de Vito- 
ria. Dort wurden ein paar Tische umge- 
worfen, ein Monitor landete auf dem Bo- 
den. Niemand wurde bei der kurzen Akti- 
on verhaftet oder identifiziert. Fünf Mit- 
glieder des Foro erklärten hinterher, sie 


seien angegriffen und verletzt worden. 
Der eine erklärte, jemand sei mit dem 
Feuerlöscher auf ihn losgegangen, der 
Sprecher des Foro, Marcos Gambra, stell- 
te das Ganze als paramilitärischen Angriff 
eines mit Motorradhelmen und Baseball- 
schlägern ausgerüsteten Schlägertrupp 
dar. Er wisse gar nicht, warum sie ange- 
griffen worden seien, sie seien zwar kon- 
servativ, aber moderat. 

In den großen Medien des Landes war 
die Aufregung groß über den Angriff auf 
die Meinungsfreiheit und die universitäre 
Lehre. Übersehen wurde dabei gerne, wa- 
rum das Büro des Foro attackiert wurde. 
An der Rechtsfakultät gibt es nur eine 
nichtrechte Studierendengruppe, die 
UEP-ei, Vereinigung linker Studierender. 
Die hatte im November 2010 vorgeschla- 
gen, die katholische Kapelle an der Fa- 
kultät zu schließen. Das Foro reagierte 
mit einem Transparent, dass im Foyer 
aufgehängt wurde, auf dem stand: „Jetzt 
zeigt sich wieder dass die Roten Spinner 
sind (weg mit ihnen!!) So sehr sie sich 
auch aufregen, heute, wie 1939, werden 
wir gewinnen und die Kapelle wird blei- 
ben!!‘“ In den folgenden Monaten wurden 
die Aktiven der UEP-ei massiv bedroht, 
einzelne niedergeschlagen. 

Das Foro hat sich nicht nur dieses eine 
Mal positiv auf den Sieg Francos über 
die spanische Republik bezogen: Im Mai 
veranstaltete das Foro eine große Konfe- 
renz, auf der bekannte Geschichtsrevisio- 
nisten wie Ängel David Martin Rubio o 
Pio Moa die Verbrechen des Francore- 
gimes mi Bürgerkrieg und danach zu 
„Mythen“ erklärten und leugneten. Das 
Gedenken der Opferverbände des Bür- 
gerkriegs sei ein großer Betrug. 

Dass auch mal Vertreter der neofa- 
schistischen Jugendorganisation „Respu- 
esta Estudiantil“ beim Foro auftraten, 
verwundert da nicht mehr. Bezeichnend 
aber, dass sich Francoanhänger in der 
breiten Öffentlichkeit als Opfer antifa- 
schistischer Linker inszenieren können, 
ohne dass ihr eigenes Agieren hinterfragt 
wird. Während antifaschistische Linke 
kriminalisiert werden. Auch willkürlich, 
wie jetzt Ende November, als die Auf- 
standsbekämpfungseinheiten offensicht- 
lich einfach in ihre Datei schauten nach 
bekannten AktivistInnen der an der 
Demo vom 20. November beteiligten Or- 
ganisationen. So kamen die Verhaftungen 
zustande, ohne konkreten Verdacht. Rei- 
ne Einschüchterung, Repression gegen 
Andersdenkende, gegen AntifaschistIn- 
nen. 

Gaston Kirsche I 
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Streit beim Front National: 


Änderung von Parteisymbol und/oder -namen beim nächsten Kongress? 
Jean-Marie Le Pen stellt sich quer 


Generationenkonflikt oder politi- 

scher Richtungskampf? Die genaue 

Natur des Zwists ist nicht ausge- 
macht. Hingegen dürfte feststehen, dass es 
sich nicht um Komplimente handelte, als 
Jean-Marie Le Pen am 27. Dezember 2013 
eine Idee, die seine Tochter Marine zuvor 
als „nicht tabu“ und also bedenkenswert 
bezeichnet hatte, kommentierte. Die Vor- 
stellung, auf ihrem nächsten Kongress — er 
wird im Oktober 2014 stattfinden — könnte 
ihre gemeinsame Partei sich umbenennen 
und ihren bisherigen Namen Front Natio- 
nal (FN) aufgeben, verleitete Jean-Marie 
Le Pen zu wütenden Bezeichnungen. Er 
bezeichnete diese in einer seiner wöchent- 
lichen Videobotschaften, die wie üblich 
auf der Webseite der Partei veröffentlicht 
wurde, als „absolut debil“, „skandalös“, 
„unanständig‘“ und „undenkbar“. Schließ- 
lich seien so viele „Opfer“ in der mittler- 
weile 41jährigen Geschichte des FN für 
diese Partei, unter ihrem „ehrbaren‘“ (bis- 
herigen) Namen, erbracht worden. 

Der 15. Parteitag in ihrer Geschichte 
wird in rund drei Vierteljahren, nach den 
französischen Kommunalwahlen — die in 
allen Städten und Gemeinden des Landes 
am 23. und 30. März stattfinden — und 
den Europaparlamentswahlen von Ende 
Mai kommenden Jahres, eröffnet werden. 
Am 1. Dezember 2013 hatte Louis Aliot, 
Vizevorsitzender der Partei und Lebens- 
gefährte ihrer Chefin Marine Le Pen, in 
diesem Zusammenhang laut über eine 
eventuelle Namensänderung nachge- 
dacht. Auch über eine Abänderung ihres 
bisherigen Wahrzeichens solle die rechts- 
extreme Partei nachdenken, regten einige 
der jüngeren Modernisierer in der Füh- 
rung an. Zu ihnen zählt neben Aliot (44) 
etwa auch der andere Vizepräsident des 
FN, Florian Philippot (32). 

Aus ihrer Umgebung verlautbarte, man 
könnte das bisherige Parteisymbol, eine 
züngelnde Flamme in den drei National- 
farben blau, weiß und rot, durch eine Ab- 
wandlung des als Croix lorraine (Lothrin- 
ger Kreuz) bekannten doppelbalkigen 
Kreuzes ersetzen — Florian Philippot je- 
denfalls benutzt ein solches Symbol für 
seinen Kommunalwahlkampf. Er tritt im 
März 2014 zur Rathauswahl in Forbach, 
in der Region Lothringen, an. 

Der Austausch hätte eine hohe symbo- 
lische Bedeutung. Die Flamme übernahm 
der Front National bei seiner Gründung 
im Jahr 1972 von der italienischen neofa- 
schistischen Partei MSI — und bei deren 
Gründung im Dezember 1946 symboli- 
sierte das Symbol, in Italien in grün- 
weiß-rot, ursprünglich „die aus dem Sarg 


6 :antifaschistische nachrichten 01-2014 


Benito Mussolinis emporsteigende See- 
le“. Hingegen diente das „lothringische 
Kreuz“ im und nach dem Zweiten Welt- 
krieg den Gaullisten als Erkennungszei- 
chen. Nun war die gaullistische Bewe- 
gung zwar konservativ und pochte auf 
den Wert der nationalen Unabhängigkeit, 
war jedoch ebenfalls klar antifaschistisch 
geprägt. Dass die rechtsextreme Partei 
oder Teile von ihr nun in Erwägung zo- 
gen, ein abgewandeltes Symbol dieser 
politischen Strömung zu verwenden, be- 
deutet freilich nicht ihre „Bekehrung“ zu 
antifaschistischen Grundsätzen. Eher im 
Gegenteil. Einmal mehr dreht sich alles 
darum, anderen politischen Kräften ihre 
Deutungshoheit über die Geschichte zu 
nehmen, sie ihrer Symbolik zu berauben 
und dadurch den Anspruch zu erheben, 
die rechtsextreme Partei umgreife „das 
gesamte Erbe der Nation“. Bei der Euro- 
paparlementswahl von 1999 etwa hatte 
der FN zuerst Plakate mit dem Konterfei 
des historischen Sozialistenführers Jean 
Jaures und einem Zitat von ihm verklebt, 
welche jedoch für die extreme Rechte 
werben sollten — Jaures, ein scharfzüngi- 
ger Kritiker des Chauvinismus vor Aus- 
bruch des Ersten Weltkriegs, würde sich 
wohl im Grabe herumdrehen — und dann 
einen Kandidaten namens Charles de 
Gaulle auf den Listenplatz Nummer Zwei 
gestellt. Es handelte sich um einen Enkel 
seines berühmten Namensvetter, der auf 
politischen Abwegen unterwegs war. 

Am 9. November 2013 nahm Florian 
Philippot in Colombey-les-deux-Eglises, 
dem ebenfalls in Lothringen gelegenen 
Geburtsort von de Gaulle — des Großvaters 
— an den Gedenkfeiern zu dessen 43. To- 
destag teilgenommen. Bereits ein Jahr zu- 
vor hatte er sich ihnen, mehr oder weniger 
diskret bleibend, angeschlossen. In diesem 
Jahr kam es dabei jedoch zu deutlichem 
Widerspruch. Konservative mit gaullisti- 
schem Hintergrund, wie der frühere Parla- 
mentspräsident Bernard Accoyer, protes- 
tierten und verwiesen Philippot darauf, sei- 
ne Partei stehe eher in einer Kontinuitäts- 
liste mit dem Marschall Philippe Petain als 
mit Charles de Gaulle, der jenen während 
der Besatzungszeit bekämpfte. Marine Le 
Pen erklärte in einer Replik darauf, würde 
der historische de Gaulle heute leben, dann 
wäre er angeblich auch beim Front Natio- 
nal, weil die übrigen Parteien außer ihm 
das Ziel der nationalen Unabhängigkeit 
aufgegeben hätten. 

Aber die Umbennungspläne und die 
Absichten zum Auswechseln des Partei- 
symbols stießen auch auf heftige Wider- 
stände innerhalb der eigenen Partei. Ihnen 


hat nun der Parteigründer und — noch im- 
mer — „Ehrenvorsitzende auf Lebenszeit“ 
des FN, Jean-Marie Le Pen, mit seinen 
Worten von Ende Dezember 13 eine pro- 
minente Stimme verliehen. Viele Partei- 
funktionäre monierten einen Werteverfall 
ihrer „Bewegung“, den drohenden Verrat 
an Prinzipien und die Aufgabe der eigenen 
Identität. Marine Le Pen hatte sich zu- 
nächst auf diplomatische Weise positio- 
niert, mit ihrer Stellungnahme, es gebe 
kein Tabu. Inzwischen hat sie jedoch er- 
klärt, Pläne zum Wechsel des Parteina- 
mens stünden nicht auf der Tagesordnung. 
Auch ihr junger Vizepräsident Philippot 
ruderte inzwischen zurück. Bei einem 
Auftritt im Sender BFM TV am 30. De- 
zember 2013 erklärte er, „Gerüchte“ über 
eine Umbenennung entbehrten derzeit je- 
der Grundlage: „Dies ist nicht aktuell.“ 
Aus demselben Anlass erklärte Philip- 
pot, wenn der FN bei den Europaparla- 
mentswahlen am 25. Mai 2014 stärkste 
Partei in Frankreich werde, dann fordere 
er eine Auflösung des derzeitigen Parla- 
ments und vorgezogene Neuwahlen zur 
Nationalversammlung. Denn in diesem 
Falle hätte die französische Bevölkerung 
„dem bisherigen Europaprojekt der Alt- 
parteien eine klare Absage erteilt“. Dass 
der Front National am Abend des 
25.5.2014 möglicherweise unter den fran- 
zösischen politischen Parteien auf dem 
ersten Platz landet, kann tatsächlich nicht 
ausgeschlossen werden. Im Oktober er- 
schien jedenfalls eine Umfrage in der Wo- 
chenzeitschrift Le Nouvel Observateur 
zur Europawahl, die den FN mit 24 Pro- 
zent als stärkste Partei abschneiden sah. 
Seither sind keine neuen aufsehenerregen- 
den Umfragen zu dieser Wahl erschienen. 
Der FN tritt zu ihr im Bündnis mit ei- 
nem halben Dutzend weiteren, rechtsex- 
tremen Parteien an. Am 15. November 
2013 hatten sechs Parteien aus diesem 
Spektrum in Wien ein Bündnis geschlos- 
sen und sich dabei zum erklärten Ziel ge- 
setzt, nach Christ- und Sozialdemokraten 
zur drittstärksten Kraft im kommenden 
Europaparlament zu werden. Zu ihnen 
zählen die österreichische FPÖ, der fran- 
zösische FN, der Vlaams Belang aus Bel- 
gien, die Lega Nord aus Italien, die 
„Schwedendemokraten“ (SD) sowie eine 
slowakische nationalistische Formation. 
Zwei Tage zuvor, am 13.11.2013, hatte 
Marine Le Pen in Den Haag den nieder- 
ländischen „Islamkritiker“ und Rassisten 
Geert Wilders von der „Partei für die Frei- 
heit“ (PVV) getroffen. Auch er möchte 
mit dem FN in einer Allianz antreten. Wil- 
ders forderte bei einer gemeinsamen Pres- 


Einen Knödel im Hirn? Schlimmer! 


Der französische Antisemit „Dieudonne“ macht erneut auf sich aufmerksam 


Er ist seit Jahren der aggressivste 

öffentlich auftretende Antisemit in 

Frankreich. Nun möchte er sich 
hinter dem angeblichen „Recht auf Hu- 
mor“ verschanzen. Am 19. Dezember 
2013 wurde bekannt, dass der unter sei- 
nem Vornamen als Künstlernamen be- 
kannt gewordene Theatermacher „Dieu- 
donne“ bei einer Aufführung über den 
prominenten Radiojournalisten Patrick 
Cohen äußerte: „Wenn der Wind sich 
dreht, weiß ich nicht, ob er genug Zeit 
haben wird, um die Koffer zu packen. 
(...) Wenn ich ihn reden höre, Patrick 
Cohen, siehst Du, dann sage ich mir: Die 
Gaskammern... Schade...“ Die Zuschau- 
er/innen sollten den Satz wohl für sich 
ergänzen. Sein Anwalt Jacques Verdier 
behauptet jedoch, man müsse „den Kon- 
text sehen: ein Spektakel, wo die Leute 
lachen“, und dazu gehöre auch „Überzo- 
genes, Ungeheuerliches oder Absurdes‘“. 
Antisemitismus liege seinem Mandanten 
angeblich fern. Letzterer wurde aller- 
dings seit 2006 insgesamt sechsmal in 
Frankreich und einmal in Kanada wegen 
antisemitisch motivierter Aussprüche 
verurteilt. 

Zwischen Weihnachten 2013 und An- 
fang Januar 2014 schwoll die Polemik 
über diese Äußerungen an. Die Sendean- 
stalt Radio France, wo Cohen arbeitet, 
hatte Strafanzeige erstattet. Nachdem In- 
nenminister Manuel Valls erklärte, die 
ihm untergebenen Präfekten sollten aller- 
orten die Verbotsmöglichkeiten für Büh- 
nenauftritte „Dieudonnes“ prüfen, wurden 
erste Auftrittsverbote durch die Bürger- 
meister von Marseille und Nantes (den 
Konservativen Jean-Claude Gaudin und 
den Sozialisten Patrick Rimbert) in Aus- 
sicht gestellt. Rimbert forderte etwa den 
Präfekten auf, ein am 9. Januar 2014 in 
Nantes geplantes Theaterstück mit „Dieu- 
donne‘“ zu untersagen. Inzwischen rufen 
Serge und Beate Klarsfeld von der „Verei- 
nigung der Söhne und Töchter von jüdi- 
schen Deportierten aus Frankreich“ dazu 
auf, am Vorabend — also am Abend des 
Mittwoch, 8. Januar d.J. - in Nantes gegen 
die geplante Aufführung zu protestieren'. 

Auch vom konservativen Oppositions- 
führer Jean-Frangois Cope und von 
Staatspräsident Francois Hollande, der 
vom Staatsbesuch in Saudi-Arabien aus 
dazu Stellung nahm, kam Unterstützung 
für das Auftreten Valls’ gegenüber Dieu- 
donne. Antirassistische Vereinigungen 
wie SOS Racisme und MRAP stellten 
Strafanzeigen gegen den 47jährigen, zeig- 


ten sich aber skeptisch bezüglich generel- 
len Aufführungsverboten. Aufgrund des 
verfassungsrechtlich garantierten Prinzips 
der künstlerischen Freiheit würde ein ge- 
nerelles Bühnenverbot tatsächlich dro- 
hen, vor den Verwaltungsgerichten mög- 
licherweise keinen Bestand zu haben. Al- 
lerdings ist (unabhängig von der Frage, 
ob eine solche Verbotsverfügung ge- 
richtsfest wäre) festzustellen, dass Dieu- 
donne immer wieder seine Theaterbühne 
als Schauplatz für offene ideologische 
Propaganda nutzt, und sich dabei zu- 
gleich hinter dem angeblichen „künstleri- 
schen Recht auf Satire und Doppeldeutig- 
keit“ verschanzt. 

Relativ unerwartete Hilfe kam vom 
Front National, der ansonsten, um Salon- 
fähigkeit bemüht, seit der Übernahme der 
Parteiführung durch Marine Le Pen er- 
kennbare Distanz zu „Dieudonne“ hält. 
Ihr Vizevorsitzender Florian Philippot er- 
klärte jedoch am Montag, den 30. Dezem- 
ber 2013, er unterstütze den Schauspieler 
nicht, aber „ein Auftrittsverbot wäre eine 
Straftat“ (seitens der Behörden)” 

Valls möchte ansonsten Dieudonne 
endlich einmal wirksam „am Geldbeutel 
packen“: Aufgrund seiner vorausgegan- 
genen Verurteilungen wurde Dieudonne 
zu Geldstrafen in Höhe von insgesamt 
rund 65000 Euro verdonnert (zuzüglich 
einer Steuernachzahlung wegen nicht ab- 
geleisteter Steuern für seinen einträgli- 
chen Theaterbetrieb in Höhe von über 
880000 Euro). Bezahlt hat er davon je- 
doch nichts, weil er seine vorgebliche In- 
solvenz organisiert hat: Sein Theater 
überschrieb er dem Eigentum seiner Ehe- 
frau No&mie Montagne, und er selbst be- 
zieht angeblich weder ein Gehalt noch ein 
sonstiges Einkommen’. Auf dem Papier 
ist er „ohne Einkünfte“. Selbstverständ- 
lich nur auf dem Papier, und sein Betrieb 
— der auch den Vertrieb von DVDs, T- 
Shirts und allerhand Kram mit seinem 
Konterfei einschließt ist ausgesprochen 
lukrativ. Ferner erhielt Dieudonn& wäh- 
rend der Präsidentschaft von Mahmud 
Ahmedinedjad (Juni 2005 bis Juni 2013), 
den er im November 2009 persönlich auf- 
suchte, auch finanzielle Unterstützung 
aus dem Iran. — Valls möchte dem Trei- 
ben rund um die fingierte Insolvenz nun 
nicht länger tatenlos zusehen, sondern die 
tatsächliche finanzielle Situation des De- 
linquenten nun von den verschiedenen 
staatlichen Diensten näher untersuchen 
lassen. An der Zeit wäre es tatsächlich... 


Hintergründe 


Dieudonne& M’bala M’bala kam Anfang 
1966 im Pariser Umland als Sohn eines 
kamerunischen Finanzbuchhalters und ei- 
ner bretonischen Soziologin zur Welt. 
Früh legte er eine Künstlerkarriere ein, 
vor allem als Komiker; heute gehört ihm 
sein eigenes Theater im 11. Pariser Bezirk. 
Ursprünglich vertrat er eher antirassisti- 
sche und universalistische Positionen. 
Aber seit 2001/02 steigerte er sich rapide 
in einen immer offener werdenden Antise- 
mitismus hinein. Anfänglich motivierte 
ihn dabei eine Form von Opferkonkur- 
renz: M’bala M’bala hatte sich für die Ge- 
schichte der Sklaverei zu interessieren be- 
gonnen, bekam aber nicht genügend Geld 
für ein Filmprojekt darüber zusammen. Er 
glaubte, die Ursache dafür in einem Ge- 
denkmonopol für die Opfer des Holocaust 
sowie einer überstarken Präsenz ,„jüdi- 
scher Interessen“ im französischen Film- 
gewerbe zu erkennen. Ideologischer 
Stichwortgeber des Theatermachers ist 
seit Jahren der antisemitische Schriftstel- 
ler Alain Soral. Jener war von Anfang 
2006 bis Anfang 2009 in leitenden Partei- 
funktionen beim Front National, da sein 
Werben um Unterstützung auch bei Mit- 
gliedern von „ethnischen Minderheiten“ 
scheinbar ins Modermnisierungskonzept der 
Parteiführung passte. Vor allem Marine Le 
Pen sorgte dann aber für eine Trennung 
von Soral, dessen zunehmend unge- 
schminkter Antisemitismus aus ihrer Sicht 
politisch kontraproduktiv war. 

Alain Soral ist heute stark im Internet 
präsent, aber auf der extremen Rechten 
will kaum jemand mehr mit ihm organi- 
siert zusammenarbeiten, da er wechseln- 
de Bündnispartner durch seine übermäßi- 
ge Egomanie verprellte. In Teilen der jun- 
gen Generation und in gesellschaftlich 
marginalisierten Sozialmilieus weisen 
Dieudonne und Soral, besonders dank ih- 
rer Videos mit hohen Aufgriffszahlen bei 
Youtube, einen zwar unstrukturierten aber 
beträchtlichen Einfluss auf. Er gründet 
vor allem auf diffusen verschwörungs- 
theoretischen Vorstellungen, und Dieu- 
donne wird als von mächtigen Interessen 
„verfolgt und verfemt“ betrachtet oder 
stellt sich jedenfalls selbst so dar. 


Erkennungszeichen: Knödel mit Hass 


In den letzten Monaten zunehmend po- 
pularisiert hat sich der salut de la quenel- 
le oder „Knödelgruß“, den Dieudonne 
wohl um 2005 aufgebracht und in der Öf- 
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sekonferenz auch andere nordeuropäische 
einwanderungsfeindliche Parteien dazu 
auf, sich ihren beiden Parteien anzuschlie- 
ßen. Die moslemfeindliche „Dänische 


Volkspartei“ (DFP) antwortete darauf je- 
doch am folgenden Tag, dies komme aus 
ihrer Sicht nicht in Frage. Jean-Marie Le 
Pen sei Antisemit, und sein Einfluss beim 


Front National sei noch zu stark; dies wol- 
le man nicht in Kauf nehmen. 
Bernard Schmid (Paris) I 
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:flucht und migration 


Rheinland-Pfalz: keine Ab- 
schiebungen im Winter 


Rheinland-Pfalz schiebt auch in diesem 
Winter keine Menschen ab, wenn dies für 
sie eine humanitäre Härte bedeuten wür- 
de. Minderheitenangehörige aus Serbien, 
Mazedonien, Kosovo, Bosnien-Herzego- 
wina, Montenegro und Albanien werden 
in dieser Zeit grundsätzlich nicht zurück- 
geführt. Ihre wirtschaftliche und soziale 
Lage in den Herkunftsländern lässt dies 
aus Sicht von Integrationsministerin Ire- 
ne Alt nicht zu. Sie hatte sich im April 
dieses Jahres vor Ort selbst einen Ein- 
druck verschaffen können, der diese Ein- 


schätzung erhärtet. Sie begrüßt, dass 
Schleswig-Holstein, Bremen und Meck- 
lenburg-Vorpommern auch diesen Weg 
gehen. 

Gleichzeitig gilt der Wintererlass vom 
Dezember 2012 fort. Diese Regelung er- 
möglicht, im Einzelfall Menschen auch 
dann vor Abschiebungen im Winter zu 
schützen, wenn sie aus anderen Her- 
kunftsländern kommen oder wenn es sich 
nicht um Minderheitsangehörige handelt. 
Wie im vergangenen Jahr soll jeder Ein- 
zelfall geprüft werden, um winterbedingte 
humanitäre Härten generell zu verhindern. 

„Für mich stehen die Menschen im 
Mittelpunkt. Mit unseren Erlassen schüt- 


zen wir schutzbedürftige Menschen vor 
winterbedingten Härten — egal, ob sie aus 
den Balkanstaaten kommen, aus dem 
Kaukasus oder dem fernen Osten, wo die 
Winter ebenfalls sehr streng sind. Rhein- 
land-Pfalz steht für eine humanitäre 
Flüchtlingspolitik“, erklärt Integrations- 

ministerin Irene Alt. 
Quelle: Ministerium für Integration, Fa- 
milie, Kinder, Jugend und Frauen 
09.09.2013 


Wintererlass in 
Niedersachsen? 


Der innenpolitische Sprecher der FDP- 
Fraktion Jan-Christoph Oetjen kritisiert 
die Abschiebepolitik von Rot-Grün. 


fentlichkeit ab circa 2009 bekannt ge- 
macht hat, dabei lauthals von sich selbst 
behauptend, er sei „ein Knödel im Sys- 
tem“. Also eine Art überdimensioniertes 
Sandkorn im Getriebe, das angeblich 
Reichen oder Mächtigen in die Quere 
kommt. Bei dem Gruß mit an der Schul- 
ter weit oben angewinkeltem Arm geht es 
laut seinem Erfinder darum, dem imagi- 
nären Gegenüber einen Knödel im Hin- 
tern zu platzieren. Es ist zwar eine 
Falschinformation, es handele sich um 
eine Abwandlung des Hitlergrußes, wie 
manche Beobachter behaupteten — Dieu- 
donne bezieht sich nicht oder nur sarkas- 
tisch auf Adolf Hitler —, es geht jedoch 
sehr wohl um eine antisemitisch aufgela- 
dene Version des „Stinkfingers“. 

Im September 2013 wurden zwei fran- 
zösische Soldaten disziplinarrechtlich 
bestraft, weil sie den Gruß beim Wache- 
stehen vor einer Synagoge im 14. Pariser 
Bezirk entboten und auf einem Video 
festgehalten hatten. Im Dezember 13 
wurde bekannt, dass Angestellte des Aste- 
rix-Freizeitsparks nördlich von Paris 
ebenfalls den Gruß gezeigt hatten, gegen 
sie ermittelt nun ihr Arbeitgeber. Zuletzt 
machte auch der in einem englischen 
Club spielende französische Fußballer 
Nicolas Anelka durch dasselbe Zeichen 
auf sich aufmerksam. Er erklärte zu Wo- 
chenbeginn, „weder Antisemit noch Ras- 
sist‘“ zu sein, widmete seine Geste auf 
dem Fußballfeld jedoch „meinem Freund 
Dieudonne“. Seit dem 30./31. Dezember 
2013 ermittelt zudem die Polizei in Tou- 
louse, weil „ein Individuum den salut de 
la quenelle vor der jüdischen Schule Ohr 
Torah entboten“ hatte, wo drei Schüler 
und ein Lehrer im März 2012 durch den 
Terroristen Mohamed Merah getötet wur- 
den. — Eine Webseite zählt inzwischen die 
Bildbeispiele dafür auf, wie andere Indi- 
viduen es für angezeigt hielten, den 
„Quenelle-Gruß“ etwa vor dem Mahnmal 
für die Schoah in Paris, in der Gedenk- 
stätte in Auschwitz und an ähnlichen Or- 
ten zu vollführen‘. 

Auch Bruno Gollnisch, ehemaliger Vi- 
zepräsident des Front National (und im Ja- 
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nuar 2011 gescheiterter Anwärter auf die 
Parteiführung, als damaliger Konkurrenz- 
kandidat gegen Marine Le Pen) entbot den 
„Quenelle-Gru‘“ nunmehr ebenfalls, und 
zwar am 19. Dezember 2013 in einer Sit- 
zung des Regionalparlaments in Lyon, 
dem er angehört5. Gollnisch zählt inner- 
parteilich zur Minderheit in Fragen der 
strategischen Orientierung; sein ehemali- 
ger „Wahlkampfleiter‘‘ während des inner- 
parteilichen Abstimmungskampf über den 
künftigen Parteivorsitz im zweiten Halb- 
jahr 2010, Yvan Benedetti, hat inzwischen 
den FN verlassen und leitet seit Januar 
2012 die offen faschistische und antisemi- 
tische Splittergruppe L’Oeuvre frangaise, 
welche Pierre Sidos im November 1968 
gründete. Benedetti war unter Parteichefin 
Marine Le Pen mit zweijährigem Aus- 
schluss belegt worden, u.a. weil er im Juni 
2011 wörtlich erklärt hatte: „Ich bin Anti- 
zionist, Antisemit und Anti-Jude.“ Die ak- 
tuelle Parteichefin Marine Le Pen, die sich 
von jeglichem offenen Antisemitismus 
distanziert und ihn politisch für kontrapro- 
duktiv hält, zeigt sich hingegen grundsätz- 
lich bedeckt gegenüber Dieudonn£. In den 
Medien darauf angesprochen, zeigt sie 
sich im Dezember 2013 ausgesprochen 
genervt und bügelt die Frage im Radioin- 
terview mit dem Hinweis darauf ab, die 
Franzosen hätten „wichtigere Probleme‘“. 
Meyer Habib, liberal-konservativer Ab- 
geordneter für die Auslandsfranzosen, 
will nunmehr ein gesetzliches Verbot des 

„Quenelle-Grußes“ vorschlagen. 
Bernard Schmid, Paris I 


Anhang: Einige ausgewählte Artikel des Autors, die 
das Dieudonne-Phänomen behandeln: 

2004: hitp://www.trend.infopartisan.net/trdO304/ 
t010304.html 

2005: hitp://www.trend.infopartisan.net/trdO205/ 
1470205.html 

2006: ca/ _ http://www.trend.infopartisan.net/ 
trd0606/1390606.html 

b/ hitp://www.trend.infopartisan.net/trdO906/140 
0906.htm! 

c/ http://www.trend.infopartisan.net/trd 1106/1201 
106.html 

2007: ca/ _ http://www.trend.infopartisan.net/ 
trdO107/t140107.html 


b/ http://www.trend.infopartisan.net/trd0307/124 
0307 .html 

ce / http://www.trend.infopartisan.net/trdO307/ 
t260307.html 

d/ http://www.trend.infopartisan.net/trdO907/138 

0907 html 

e/ http://www.trend.infopartisan.net/trd 1107/1231 
107.html 

2008: hitp://www.trend.infopartisan.net/trd1008/ 
t371008.html 

2009: a/ _ http://www.trend.infopartisan.net/ 
trdO109/1590109.html 

b/ http://www .trend.infopartisan.net/trdO109/163 

0109.html 

c/ http: //www.trend.infopartisan.net/trd0 209/138 

0209.htm 
d/ http://www.trend.infopartisan.net/trd0209/t22 
0209.html ) 
e/ http://www.trend.infopartisan.net/trdO309/154 
0309.htm 
f/ http: //www.trend.infopartisan.net/trdO509/t125 
0509.htm 
g/ http://www.trend.infopartisan.net/trdO609/128 
0609.htm 
h/ http://www.trend.infopartisan.net/trd7809/t24 
7809.htm 
i/ http://www.trend.infopartisan.net/trd 1209/1241 
209.html 
2010: ca/ _ http://www.trend.infopartisan.net/ 
trdO110/t130110.html 

b/ http://www.trend.infopartisan.net/trdO410/153 

0410.htm! 

c/ http://www.trend.infopartisan.net/trdO 410/124 

0410.html 

2011: hitp://www.trend.infopartisan.net/trd1211/ 
t441211.html 

2012: hitp://www.trend.infopartisan.net/trd5612/ 
1485612.html 

Fußnoten 

1 Vgl. http://actu.orange.fr/une/dieudonne-la-fa- 
mille-klarsfeld-appelle-a-manifester-mercredi-a-nan- 
tes-afp_2757624.html 

2 Vgl. hitp://www.lefigaro.fr/flash-actu/2013/ 
12/30/97001-20131230FILWWWOO224-dieu- 
donne-Hinterdiction-une-infraction.php 

3 Vgl.  hitp://www.lemonde.fr/societe/article/ 
2014/01/03/commentfait-dieudonne-pour-ne-pas- 
payer-ses-amendes_4342597_3224.html 

4 Vgl. hitp://kO0Ols.overblog.com/2013/12/pour- 
ceux-qui-pretendent-que-la-quenelle-n-est-pas-un-ges- 
te-antisemite.html und  http://www.rue89.com/ 
2013/12/30/antisionisme-antisemitisme-dieudon- 
ne-oblige-a-clarification-24867 1 

5 Vgl. http://leplus.nouvelobs.com/contribution 
/1114201-bruno-gollnish-et-la-quenelle-de-dieudon- 
ne-un-bras-d-honneur-d-extreme-droite.html 

6 Vgl. hitp://www.youtube.com/watch®v=nm_j 
3QwQnvg 


„SPD und Grüne sehen keinen Bedarf für 
einen Abschiebestopp im Winter aus hu- 
manitären Gründen. Dabei erwarten vie- 
le Roma auf dem Balkan Bedingungen, 
die lebensgefährlich sein können. Ich for- 
dere SPD und Grüne auf, diese knallhar- 
te Haltung bei Abschiebungen aufzuge- 
ben,“ so der FDP-Politiker. Es ist Oetjen 
zufolge schwer verständlich, wie die Re- 
gierungsfraktionen diese Abschiebepoli- 
tik rechtfertigen können. „SPD und Grü- 
ne haben vor dem Regierungswechsel 
stets einen solchen Wintererlass gefor- 
dert. Der groß-angekündigte Paradig- 
menwechsel in der Ausländerpolitik ent- 
puppt sich als schnöder Machtwechsel. 
Ich wundere mich, warum Niedersachsen 
hinter den humaneren Regelungen ande- 
rer Bundesländer zurückbleibt“ so der 
FDP-Innenexperte. 
Quelle: kw@nds-fluerat.org, 20.12.2013 
oO 


Winterabschiebestopp jetzt 
auch in Baden-Württemberg 


Bereits bei der Innenministerkonferenz 
am 6. Dezember haben die Bundesländer 
Schleswig-Holstein, Bremen, Mecklen- 
burg-Vorpommern und Rheinland-Pfalz 
öffentlich erklärt, auch in diesem Winter 
keine Abschiebungen in den Balkanraum 
durchzuführen. Jetzt hat auch das Innen- 
ministerrum von Baden-Württemberg 
eine entsprechende Regelung getroffen, 
die weitgehend mit dem Vorgehen des 
vergangenen Jahres identisch ist: 

„... Ab sofort bis zum 1. März 2014 er- 
folgen keine Sammelabschiebungen nach 
Serbien, Mazedonien, Bosnien- Herzego- 
wina, Kosovo und Montenegro. Es ürfen 
nur erwachsene Paare und Einzelperso- 
nen im Wege der Einzelabschiebung zu- 
rückgeführt werden. Familien dürfen 
nicht abgeschoben werden (Ausnahme: 
Straftäter in der Familie; dann kann die 
gesamte Familie abgeschoben werden). 

Dies gilt nicht für Folgeantragsteller 
und für Personen, die nach dem 1. Sep- 
tember 2013 eingereist sind. 

Vom 20. Dezember 2013 bis 7. Januar 
2014 werden Abschiebungen grundsätz- 
lich zurückgestellt. Ausgenommen sind 
Straftäter und Ausländer, die die innere 
Sicherheit gefährden. ...“ 

Die baden-württembergische Regelung 
ist strenger als die der o.g. anderen Bun- 
desländer. Diese werden Abschiebungen 
erst wieder ab 1.4.2014 durchführen. Sie 
definieren in ihren Erlassen, unter wel- 
chen Voraussetzungen jemand als Straftä- 
ter gilt und unter Umständen (unter Ver- 
bleib der restlichen Familie in Deutsch- 
land) abgeschoben werden kann. Vor al- 
lem jedoch schließen sie Folgeantragstel- 
ler/innen und neueingereiste Asylsuchen- 
de nicht von der Winterregelung aus. 

Quelle: Flüchtlingsrat Baden-Württem- 
berg 13.12.2013 I 


Aussetzung Rückführungen 
in Balkanstaaten 


Der Flüchtlingsrat Mecklenburg-Vor- 
pommern begrüßt den Winterabschiebe- 
stopp für die Balkanstaa-ten. „Wir freuen 
uns, dass Rückführungen bis zum 31. 
März 2014 in Balkanstaaten ausgesetzt 
werden. Für einige Personen kommt die 
Regelung allerdings zu spät.“ so Ulrike 
Seemann-Katz, Vorsitzende des Flücht- 
lingsrates. 

Bereits bei der Innenministerkonferenz 
am 6. Dezember hat Mecklenburg-Vor- 
pommern neben den Bundesländern 
Schleswig-Holstein, Bremen, und Rhein- 
land-Pfalz öffentlich erklärt, auch in die- 
sem Winter keine Abschiebungen in den 
Balkanraum durchzuführen. Die Lage in 
den Balkanstaaten war demnach bekannt. 
Ungeachtet dessen gingen die Vorberei- 
tungen für Rückschiebungen weiter. 

Aus Sicht des Flüchtlingsrates ist die- 
ses ein unverantwortliches Vorgehen. 
Noch im November und Dezember wur- 
den Rückschiebungen von Familien mit 
minderjährigen Kindern organisiert. Wir 
wissen nicht wie viele Personen insge- 
samt im November zurückgeführt wur- 
den. Klar ist jedoch, dass niemand weiß, 
wie diese den Winter überstehen werden. 

Gleichzeitig protestiert der Flüchtlings- 
rat an dieser Stelle ausdrücklich gegen 
den laut Koalitionsvertrag verabredeten 
Plan der künftigen Bundesregierung, 
nach dem die Westbalkan-Staaten Bos- 
nien-Herzegowina, Mazedonien und Ser- 
bien zu sicheren Herkunftsstaaten erklärt 
werden sollen. Damit wäre ultimativ die 
formale Grundlage konstruiert, alle aus 
diesen Staaten vor Verfolgung und Dis- 
kri-minierung fliehenden Menschen als 
asylunwürdig abzuweisen. Stattdessen 
fordert der Flüchtlingsrat dazu auf, die 
Praxis der Schnellverfahren zur regelmä- 
Bigen Nichtanerkennung der Asylbegeh- 
ren von Flüchtlingen aus dieser Region 
umgehend zu beenden. 


Hintergrund 


Laut dem Schreiben des Innenministeri- 
ums vom 19.12.2013 „kann nicht ausge- 
schlossen werden, dass Rückführungen 
von ausreisepflichtigen Staatsangehöri- 
gen aus den Balkanstaaten (Albanien, 
Bosnien, Herzegowina, Kosovo, Maze- 
donien, Montenegro und Serbien) im 
Winter zu besonderen humanitären Här- 
ten führen.“ 

Um besondere Härten zu verhindern, 
sollen Rückführungen in Einzelfällen 
ausgesetzt und Duldungen nach $ 60a 
Abs. 2 Satz 3 AufenthG ausgestellt wer- 
den. Diese Regelung gilt vom 23.12.2013 
bis 31.3.2014. 

Dieses gilt insbesondere für besonders 
schutzbedürftige Personen bzw. Personen- 
gruppen, wie Familien oder Alleinerzie- 
hende, mit minderjährigen Kindern, allein 
reisende Frauen, Menschen über 65 Jahre 


sowie kranke, schwangere und pflegebe- 

dürftige Personen und ihre Angehörigen. 
Ouelle: www.fluechtlingsrat-mv.de 
19.12.2013 0 


Roma in Serbien - sicherer 
Herkunftsstaat? 


Pro Asyl hat einen Bericht veröffentlicht, 
in dem von einer Reise von Anwält_in- 
nen, Journalist innen und Flüchtlingsor- 
ganisationen nach Serbien berichtet wird, 
durch die diese sich über die Situation 
der Roma ein Bild machen wollte. Die 
Gruppe besuchte informelle Siedlungen, 
in denen Roma leben, die nicht an ein 
Wasser- oder Stromnetz angeschlossen 
waren. Die Menschen, auch Familien le- 
ben in Hütten aus Sperrmüll. Es wurde 
von körperlichen Übergriffen und Belei- 
digungen aufgrund der Identifikation als 
Roma berichtet, eine polizeiliche Straf- 
verfolgung findet aber praktisch nicht 
statt. Obwohl die Situation von zahlrei- 
chen NGOs bestätigt wird, plant die gro- 
Be Koalition aus SPD und CDU/CSU, 
Serbien, Mazedonien und Bosnien-Her- 
zegowina, aus denen hauptsächlich 
Roma fliehen, als „sichere Herkunfts- 
staaten“ einzustufen. Asylanträge können 

so leichter abgelehnt werden. 
Quelle: Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt, 
16.12.2013 0 


Evangelische Kirche für 
menschliche Flüchtlingspolitik 


Die Präses der Synode der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (EKD), Irmgard 
Schwaetzer, fordert mehr Menschlichkeit 
in der Flüchtlingspolitik. „Es ist erschre- 
ckend, dass die EU ständig über stärkere 
Abschottung debattiert — das läuft den 
Werten zuwider, auf denen Europa gebaut 
ist“, sagte Schwaetzer der in Düsseldorf 
erscheinenden „Rheinischen Post“ (Mon- 
tagsausgabe). In dieser Frage müsse die 
Bundesregierung eine aktivere Rolle in 
Brüssel spielen. Deutschland solle zudem 
mehr Flüchtlinge aus Syrien aufnehmen 
und die bürokratischen und finanziellen 
Hürden für den Familiennachzug senken, 
forderte die FDP-Politikerin. 

Kritik an politischen Äußerungen der 
Kirche wies die ehemalige Bundesbaumi- 
nisterin zurück. „Die Forderungen, die 
Kirche müsse sich aus dem politischen 
Leben zurückziehen, müssen wir uns 
nicht gefallen lassen“, sagte Schwaetzer 
weiter. Jede Predigt sei eine Teilnahme 
am öffentlichen Diskurs. Hinter dem Vor- 
wurf, die evangelische Kirche kompen- 
siere Theologie zu oft durch Politik, ste- 
cke oft der Versuch, unliebsame Meinun- 
gen zu konterkarieren. „Wir müssen uns 
nicht monatelang in einer theologischen 
Kommission beraten, bevor wir etwas zu 
aktuellen politischen Fragen sagen, wie 
etwa zur Flüchtlings- und Asylpolitik.‘“ 

http://www.ekd.de 23.12.2013 
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Länder wollen Sprachförde- 
rung verbessern 


In seiner letzten Sitzung des Jahres be- 
schloss der Bundesrat einen Gesetzent- 
wurf, mit dem er mehr Menschen als bis- 
her die Teilnahme an Integrations- und 
Sprachkursen ermöglichen will. In sei- 
nem Entwurf schlägt er daher vor, künf- 
tig auch Asylsuchenden und Personen 
mit ausländerrechtlicher Duldung einen 
Anspruch auf Teilnahme an den Kursen 
einzuräumen. 

Der Koalitionsvertrag hält sich in die- 
ser Frage bedeckt. Dort heißt es etwas 
kryptisch: 

„Der Zugang zum Arbeitsmarkt wird 
für Asylbewerber und Geduldete nach 
drei Monaten erlaubt. Asylbewerbern und 
Geduldeten werden wir in Zusammenar- 
beit mit den Ländern den frühen Sprach- 
erwerb ermöglichen.“ (S. 110) 

Eine allgemeine Zulassung zu den Inte- 
grationskursen — für die der Bund die 
Kosten trägt — ist hier leider nicht zuge- 
sagt und wohl auch nicht zu erwarten. Mit 
Inkrafttreten der in Koalitionsvertrag an- 
gekündigten Absenkung des Arbeitsver- 
bots von neun auf drei Monate aber kön- 
nen Asylsuchende nach abgeschlossener 
Erstaufnahme und Verteilung auf die 
Kommunen zu den „ESF-BAMF-Sprach- 
kursen“ angemeldet werden. Dies sollte 
in den Kommunen flächendeckend und 
systematisch organisiert werden, damit 
möglichst alle Flüchtlinge die Chance auf 
einen Sprachkurs haben. 

Voraussetzung für die Teilnahme an 
diesen berufsbezogenen Sprachkursen ist 
die Registrierung in den Projekten des 
Bleiberechtsnetzwerks, in Niedersachsen 
sind das AZF II, Fairbleib Göttingen und 
NetwIn. 

Ouelle: Flüchtlingsrat Niedersachsen 
23.12.2013 I 


Akzeptanz für Migration 
statt Hetze gegen Arme 


„Die Zahlen zeigen, dass der Standort 
Deutschland von der innereuropäischen 
Migration profitiert. Populistische Hetze 
gegen Armutszuwanderer geht schlicht 
an der Realität vorbei“ kommentiert Ulla 
Jelpke die Antwort der Bundesregierung 
auf eine Kleine Anfrage (17/73) der 
Linksfraktion. Jelpke weiter: 

„Die Angaben der Bundesregierung 
sprechen für sich. Ein steigender Anteil 
der Rumänen und Bulgaren in der Bun- 
desrepublik kann von eigener Arbeit le- 
ben. Weniger als 5% sind als arbeitslos 
gemeldet. Nur 0,5 der rumänischen und 
bulgarischen Migranten, die einer Be- 
schäftigung nachgehen oder selbständig 
sind, bezogen aufstockende Leistungen, 
bei den Selbständigen allein betrug der 
Anteil 5,4 %. Damit ist die Mär vom sys- 
tematischen Sozialleistungsbetrug durch 
Scheinselbständigkeit und den Bezug von 
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aufstockenden Sozialleistungen klar wi- 
derlegt. Nicht einmal jeder zehnte Mi- 
grant aus diesen Ländern bezieht Kinder- 
geld. Auch hier also von systematischem 
Betrug keine Spur. 

Nicht zu leugnen ist, dass es unter den 
Migranten auch solche gibt, die durch 
massive Ausgrenzung und Diskriminie- 
rung in ihren Herkunftsländern über ge- 
ringe Bildung verfügen und deshalb gro- 
Be Schwierigkeiten haben, einen Arbeits- 
platz zu finden. Solange Freizügigkeit in 
der EU besteht, werden auch solche Men- 
schen in die Bundesrepublik kommen, die 
nicht gleich dem Arbeitskräftebedarf der 
deutschen Wirtschaft genügen. Bitterer 
Armut zu entkommen, war und ist schon 
immer ein vollkommen legitimer Migra- 
tionsgrund. Das müssen Politiker vom 
Schlage eines Seehofer endlich akzeptie- 
ren, statt diese Menschen zu Objekten po- 
pulistischer Hetze zu machen.“ 

Ouelle: PM http://www.ulla-jelpke.de 
02.01.2014 I 


Offener Brief der Bürger- 
meisterin von Lampedusa 


Wir hatten keine Grabstätten mehr 
Im vergangenen Vierteljahrhundert 
wurde für 20000 Bootsflüchtlinge das 
Mittelmeer zum Massengrab. Erschüt- 
ternd der Brief von GUISI NICOLINI, 
Bürgermeisterin von Lampedusa, vom 
11. Dezember 2012: 

Ich bin die neue Bürgermeisterin von 
Lampedusa. Ich wurde im Mai 2012 ge- 
wählt, und bis zum 3. November wurden 
mir bereits 21 Leichen von Menschen 
übergeben, die ertrunken sind, weil sie 
versuchten, Lampedusa zu erreichen. 

Das ist für mich unerträglich und für un- 
sere Insel ein großer Schmerz. Wir muss- 
ten andere Bürgermeister der Provinz um 
Hilfe bitten, um die letzten elf Leichen 
würdevoll zu bestatten. Wir hatten keine 
Gräber mehr zur Verfügung. Wir werden 
neue schaffen, aber jetzt frage ich: Wie 
groß muss der Friedhof auf meiner Insel 
noch werden? Ich bin über die Gleichgül- 
tigkeit entrüstet, die alle angesteckt zu ha- 
ben scheint; mich regt das Schweigen von 
Europa auf, das gerade den Friedensnobel- 
preis erhalten hat und nichts sagt, obwohl 
es her ein Massaker gibt, bei dem Men- 
schen sterben, als sei es ein Krieg. 

Ich bin mehr und mehr davon über- 
zeugt, dass die europäische Einwande- 
rungspolitik diese Menschenopfer in 
Kauf nimmt, um die Migrationsflüsse 
einzudämmen. Vielleicht betrachtet sie 
sie sogar als Abschreckung. Aber wenn 
für diese Menschen die Reise auf den 
Kähnen den letzten Funken Hoffnung be- 
deutet, dann meine ich, dass ihr Tod für 
Europa eine Schande ist. 

Wenn Europa aber so tut, als seien dies 
nur unsere Toten, dann möchte ich für je- 
den Ertrunkenen, der mir übergeben wird, 
ein offizielles Beileidstelegramm erhal- 


ten. So, als hätte er eine weiße Haut, als 
sei er unser Sohn, der in den Ferien er- 

trunken ist. 
Quelle: Penteker@t-online.de 
21.12.2013 0 


Lampedusa - Mittelmeer- 
Tagung 

Am 3. Oktober 2013 haben 368 Menschen 
einige Meilen von der Insel Lampedusa 
entfernt ihr Leben verloren. Sie starben 
bei dem Versuch Europa zu erreichen. 

Wenige Tage später verschlingt das 
Meer an der gleichen Stelle Hunderte von 
Menschen aus Syrien. 

Dies sind nur einige der Tausende von 
Opfern der europäischen Grenzen: etwa 
zwanzigtausend in den letzten fünfund- 
zwanzig Jahren. 

Dennoch hat die Europäische Union, 
trotz finanzieller Krise, nicht aufgehört, 
Milliarden von Euros in die Militarisie- 
rung der Grenzen zu investieren: in Lam- 
pedusa wie in Melilla, über die Evros- 
Mauer hin zu Frontex-Patrouillen, bis 
zum Herzen der libyschen Wüste, in die 
die Union ihre Kontrollmechanismen 
ausgelagert hat. ... 

All dies geschieht vor dem Hintergrund 
einer massiven Aushöhlung demokrati- 
scher Institutionen, beständiger Rechts- 
beugung und andauernder Missachtung 
des Grundprinzips, das Rechte universell 
und unveräußerlich sind. 

Deswegen haben wir beschlossen, die 
Geographie Europas und damit die Karte 
unserer Rechte umzuschreiben. 

Vom 31. Januar bis 2. Februar 2014 
werden wir uns auf Lampedusa treffen, 
um die CHARTA VON LAMPEDUSA zu 
schreiben: um uns der derzeitigen Situati- 
on entgegenzustellen und ihr ein anderes 
Recht entgegenzusetzen. Ein Recht, das 
von unten geschrieben ist. Ein Recht auf 
Leben, das Menschen an erste Stelle stellt 
und dabei ihre Würde, Wünsche und 
Hoffnungen achtet; ein Recht, das derzeit 
keine einzige Institution in der Lage wäre, 
zu gewährleistet; ein Recht auf Verteidi- 
gung, das wir zurückfordern und erhalten; 
ein Recht von allen und für alle. ... 

Eine Vielzahl von Bewegungen und 
Bündnissen, Netzwerken und Organisa- 
tionen, europäischen und nordafrikani- 
schen, arbeiten zusammen, um dieses 
Treffen auf Lampedusa zu ermöglichen 
und von dort die Geschichte des Mittel- 
meerraums und darüber hinaus neu zu 
schreiben. Beginnen wollen wir mit der 
Umkehrung des Bildes Lampedusas als 
medienwirksamer Insel der Grenze. 


Lasst uns zusammen die Charta von 
Lampedusa schreiben 


Eine grundlegende Absprache zwischen 
vielen verschiedenen Gruppen, ein kol- 
lektiver Prozess, eine Gemeinschaftsflä- 
che, für deren Erhalt alle gemeinsam die 
Verantwortung tragen, ein*e jede*r mit 


seinen*ihren eigenen Methoden und 
Möglichkeiten. Eine Chance, gemeinsam 
zu verstehen, wie eine Geographie der 
Veränderung geschaffen werden könnte, 
um die Grenzen Europas zu überwinden 
und dieses Manifest Wirklichkeit werden 
zu lassen. ... 


Charter of Lampedusa auf Facebook 


Der Hashtag auf Twitter wird #cartadi- 
lampedusa sein. 

Die Langfassung des Aufrufs unter: 
http://www.meltingpot.org/Die-Charta- 
von-Lampedusa-Vom-31-Januar-bis-2- 
Februar-201.html#.UsaKC7RilvC. 

Ouelle: http://www.meltingpot.org 
20.12.2013 0 


Menschenrechte an den 
Grenzen wahren 


Brot für die Welt, PRO ASYL, medico 
international mit neuer Studie zu 
den Folgen europäischer Flüchtlings- 
und Migrationspolitik 


Berlin/Frankfurt am Main, 17.12. 2013. 
Anlässlich des internationalen Tags der 
Migrantinnen und Migranten am 18. De- 
zember veröffentlichen Brot für die Welt, 
medico international und PRO ASYL die 
Studie „Im Schatten der Zitadelle. Der 
Einfluss des europäischen Migrationsre- 
gimes auf Drittstaaten“. Die exemplari- 
schen Fallstudien zeigen: Die europäi- 
sche Politik der Externalisierung, also 
der Auslagerung von Flucht- und Migra- 
tionskontrolle, wirkt sich fatal auf 
Schutzsuchende aus. Zudem beeinträch- 
tigt sie die Gesellschaften der Transit- 
und Herkunftsländer. Obwohl die jüngs- 
ten Flüchtlingstragödien vor Lampedu- 
sa/ltalien medial eine große Aufmerk- 
samkeit erhalten haben, ist bislang keine 
politische Antwort gefunden worden, die 
das Leid und die Not der Schutzsuchen- 
den lindern. Stattdessen wurden weitere 
Maßnahmen zur Abschottung der euro- 
päischen Außengrenzen beschlossen. 
Brot für die Welt, medico international 
und PRO ASYL appellieren auch auf- 
grund der Erkenntnisse der Studie an die 
EU- Staats- und Regierungschefs bei ih- 
rem Treffen am 19./20. Dezember 2013, 
eine menschenrechtsbasierte Neuausrich- 
tung der Flüchtlings- und Migrationspo- 
litik zu beschließen und nicht weiterhin 
auf Abwehr zu setzen. 

Die Erfahrungen aus dem Senegal, 
Mauretanien, Tunesien, der Türkei und 
der Republik Moldau dokumentieren, wie 
die Vorgaben und Eingriffe der europäi- 
schen Migrationsabwehr bislang offene 
Regionen des Transits und des Verweilens 
verschließen. „Es zeigt sich, dass mehr 
Kontrolle nicht mehr Überlebenssicher- 
heit, sondern im Gegenteil mehr Tod und 
Verfolgung schafft. Die betroffenen Län- 
der verwandeln sich für Flüchtlinge, Mig- 
ranten und Migrantinnen in gefängnis- 
ähnliche Zonen,“ so Martin Glasenapp, 


Öffentlichkeitsreferent bei medico inter- 
national. „Die zusätzliche Kriminalisie- 
rung irregulärer Ausreise ist dramatischer 
Ausdruck dieser Politik.“ Die Studien zei- 
gen: Europas Politik gefährdet auch den 
sozialen Zusammenhalt in den betroffe- 
nen Gesellschaften und zerstört migrati- 
onsbedingte nachhaltige Entwicklungspo- 
tentiale. 

Auch die sogenannten EU-Mobilitäts- 
partnerschaften mit Drittstaaten verfehlen 
bislang das erklärte Ziel einer Verknüp- 
fung von Entwicklung und Migration. 
„Als Anreiz für die Kooperationsbereit- 
schaft von Drittstaaten bei der Migrati- 
onskontrolle wird den Ländern Entwick- 
lungshilfe angeboten — diese Konditiona- 
lisierung auf Kosten der Rechte von 
Schutzsuchenden ist inakzeptabel“, sagt 
Sophia Wirsching, Referentin für Migra- 
tion von Brot für die Welt. 

Das Grenzüberwachungssystem Euro- 
sur hat Anfang Dezember 2013 seinen 
Betrieb aufgenommen. Die sogenannte 
Mobilitätspartnerschaft der EU mit Tune- 
sien setzt auf Abwehr statt auf Reiseer- 
leichterungen. Auch das am 16. Dezem- 
ber 2013 unterzeichnete Rückübernahme- 
abkommen zwischen der EU und der Tür- 
kei ist ein verheerendes Signal für den 
Flüchtlingsschutz. „Ein Abschiebeab- 
kommen mit der Türkei abzuschließen 
und zu bejubeln, ist nicht nur schäbig, 
sondern drückt aus, dass Europa sich kol- 
lektiv seiner Verantwortung für den 
Flüchtlingsschutz entziehen will“, so Karl 
Kopp, Europareferent von PRO ASYL. 
Die Türkei hat über 530000 syrische 
Flüchtlinge bereits aufgenommen — die 
gesamte EU gerade einmal 50000. Die 
EU-Staaten Griechenland und Bulgarien 
weisen systematisch und völkerrechts- 
widrig Flüchtlinge in die Türkei zurück. 

Quelle: Presseerklärung Brot für die 

Welt, medico international, PRO ASYL 

17. Dezember 2013 I 


Drohende Abschiebungen 
Afghanischer Flüchtlinge 


Die Betroffenen sind Personen aus einer 
Gruppe afghanischer Flüchtlinge, die im 
Juni 2013 von Ungarn nach Karlsruhe 
gekommen sind. Sie haben dort kollektiv 
erneut Asyl beantragt, nachdem sie be- 
reits in Ungarn Proteste gegen die dorti- 
gen miserablen Lebensbedingungen or- 
ganisiert hatten. Durch verschiedene Ver- 
anstaltungen und Proteste haben sie auch 
in Deutschland auf die schlechten Bedin- 
gungen von Flüchtlingen in Ungarn und 
Europa aufmerksam gemacht und gegen 
Dublin II protestiert. 

Bereits Anfang November sollten Men- 
schen aus der Gruppe abgeschoben wer- 
den. Die Abschiebungen wurden damals 
allerdings nach spontanen heftigen Pro- 
testen und einer angekündigten Verfas- 
sungsbeschwerde zurückgezogen. Nun 
bereitet das Regierungspräsidium Baden- 


Württemberg kurz vor Ablauf der soge- 
nannten Überstellungsfrist erneut Ab- 
schiebungen vor. Betroffen sind bisher 
vier Familien und Einzelpersonen, die am 
7. bzw. 9.Januar 2014 abgeschoben wer- 
den sollen. Es ist zu befürchten, dass in 
den kommenden Tagen weitere Abschie- 
bungen angekündigt werden. Denn bei ei- 
nigen der Betroffenen läuft die Frist in- 
nerhalb derer die Abschiebung nach Un- 
garn erfolgt sein muss im Verlauf des Ja- 
nuars ab. 

Bitte beteiligt Euch zahlreich an einer 
Protestkampagne gegen die Abschiebun- 
gen nach Ungarn. Vorlagen für Protestfa- 
xe und entsprechende Telefonnummern 
im Regierungspräsidium in Karlsruhe so- 
wie weitere Informationen finden sich 
hier: http://stopdeportation.de/ 

Quelle: http://kompass.antira.info 
Newsletter Januar 2014 I 


Bayern vollzieht Wandel in 
der Abschiebungshaft 


Binnen weniger Wochen hat der JRS 
rund 80 Abschiebungsgefangene in ganz 
Bayern aus dem Rechtshilfe-fonds unter- 
stützt und viele Freilassungen ermög- 
licht. Jetzt gibt es einen Durchbruch: 
Bayern will Abschiebungshaft nicht 
mehr im normalen Gefängnis vollziehen, 
sondern in einer eigenen Einrichtung in 
Mühldorf. Die Seelsorger des JRS sind 
auch dort schon tätig. 

Nachdem der Bundesgerichtshof im 
Sommer Zweifel an der Abschiebungs- 
haft in normalen Gefängnissen geäußert 
und die Frage dem Europäischen Ge- 
richtshof vorgelegt hatte, hat der JRS sys- 
tematisch Abschiebungsgefangene im 
Gefängnis München-Stadelheim unter- 
stützt. Binnen weniger Wochen wurden 
allein dort mehr als 60 Klagen einge- 
reicht, von denen die meisten mit der 
Freilassung endeten. Schon seit 2008 gilt 
eine europäische Richtlinie, die Abschie- 
bungshaft in normalen Gefängnissen un- 
tersagt, sofern separate Einrichtungen 
vorhanden sind. In normalen Gefängnis- 
sen gelten rigorose und strenge Regeln, 
die Betroffenen fühlen sich kriminalisiert 
und kommen mit Straftätern oder mut- 
maßlichen Straftätern in Kontakt. Ob- 
wohl es in Deutschland mehrere eigene 
Einrichtungen für Abschiebungsgefange- 
ne gibt, inhaftieren viele Bundesländer in 
normalen Gefängnissen. „Auch andere 
Bundesländer müssen ihre Praxis jetzt än- 
dern“, sagt JRS Seelsorger Bruder Müller 
SJ. „Vor allem aber müssen sie sich mit 
den Alternativen zur Haft ernsthaft ausei- 
nandersetzen, weil das Gesetz auch be- 
stimmt, dass Haft nur als allerletztes Mit- 
tel angewandt werden darf.“ Der JRS un- 
terstützt zwei wegweisende Verfahren vor 
dem Bundesgerichtshof und dem Euro- 
päischen Gerichtshof. Der lange Weg zur 
Gerechtigkeit ist mit finanziellen Risiken 
verbunden: Wer verliert, muss mit hohen 
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Kosten rechnen. Wir sind unseren Spen- 

derinnen und Spendern dankbar, dass sie 

diesen Weg ermöglichen 

Ouelle: http://www.jesuiten-fluechtlings- 
dienst.de 12-2013 I 


Abschiebehaft in NRW ist 
rechtswidrig 


BÜREN. Das Amtsgericht Paderborn hat 
mit Beschluss vom 16.12.2013 festgestellt, 
dass die Unterbringung von Abschiebege- 
fangenen in der JVA Büren rechtswidrig 
ist. Somit steht das größte deutsche Ab- 
schiebegefängnis vor dem aus. 

Seit dem 24.12.2010 gilt die EU-Rück- 
führungsrichtlinie. Sie legt unter anderem 
Fest, dass Abschiebegefangene nicht zu- 
sammen mit Strafgefangenen unterge- 
bracht werden dürfen. Damit soll sicher- 
gestellt werden, dass die Haftbedingun- 
gen im Bereich der Abschiebehaft we- 
sentlich humaner zu gestalten sind, als die 
in Strafhaft. 

In NRW werden mehr Abschiebegefan- 
gene untergebracht, als in anderen Bun- 
desländern. So kommen nach Angaben 
des statistischen Bundesamtes 70 % der in 
Bundesgebiet inhaftierten Frauen in Ab- 
schiebehaft aus NRW, bei den Männern 
liegt der Anteil immerhin noch bei knapp 
30 %. Alle Abschiebegefangene aus NRW 
werden in der JVA Büren festgehalten, in 
der auch Straftäter inhaftiert sind. 

Durch diese Unterbringung unterliegen 
die Abschiebehäftlinge zahlreiche Sank- 
tionen, die es in anderen Abschiebehaftan- 
stalten nicht gibt. Sie dürfen ihre Handy 
nicht benutzen, werden den überwiegen- 
den Teil der Zeit in Zellen eingesperrt, der 
Hofgang ist auf eine Stunde begrenzt, sie 
müssen sich bei Kontrollen nackt auszie- 
hen und werden bei Ausführungen an 
Händen und Füßen gefesselt. Dieses be- 
trifft auch Kinder und Jugendliche, 
schwangere Frauen und alte Menschen, 
die, obwohl es durch einen Erlass verbo- 
ten ist, immer wieder inhaftiert werden. 

Das Amtsgericht Paderborn hat am 
16.12.2013 (Aktenzeichen: 11XTV 97/13 
B) beschlossen, dass diese Zustände nicht 
der EU-Richtlinie entsprechen. Die JVA 
Büren ist nicht geeignet, Abschiebegefan- 
gene unterzubringen. Zwar ist der Be- 
schluss nur in einem Einzelfall ergangen, 
jedoch lässt sich die Begründung des Be- 
schlusses auf jeden Gefangenen der JVA 
Büren übertragen. 

Der Verein Hilfe für Menschen in Ab- 
schiebehaft Büren e.V. fordert nun die 
Landesregierung auf, sofort zu handeln. 
„Die Abschiebehaftanstalt in Büren ist so- 
fort zu schließen, eine weitere Unterbrin- 
gung von Flüchtlingen dort ist nicht hin- 
zunehmen“, so Frank Gockel, Pressespre- 
cher des Vereins. Er hofft, dass die Ver- 
antwortlichen sich der Tatsache stellen 
und handeln, noch bevor das Weihnachts- 
fest startet. „Es reicht schon, dass in den 
letzten drei Jahren alle Abschiebehäftlin- 
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ge unrechtmäßig eingesperrt waren, die- 

ses muss beendet werden“, so Gockel. 
Quelle: Flüchtlingshilfe Lippe 
20.12.2013 I 


Zu den Ergebnissen der IMK 
in Wiesbaden 


Verlängerung der Bleiberechtsrege- 
lung, doch weiter Hängepartie 
Flüchtlingsaufnahmeprogramm mit 
nur geringen Platzzahlen 

Die Innenministerkonferenz in Wiesba- 
den hat es vereinbart, dass eine Verlänge- 
rung der zum Jahresende auslaufenden 
Bleiberechtsregelung auf landesrechtli- 
cher Grundlage möglich ist. Das dürfte 
auf Seiten der Betroffenen einerseits Er- 
leichterung auslösen, andererseits geht 
die Hängepartie zum Thema einer Blei- 
berechtsregelung mit Dauerwirkung wei- 
ter. Denn ein mögliches Gesetzgebungs- 
verfahren benötigt Zeit. Immerhin steht 
mit einer aktuellen Gesetzgebungsinitia- 
tive der schwarz-gelben Landesregierung 
Schleswig-Holstein das Thema bereits 
am 16. Dezember 2011 im Bundesrat zur 
Beratung an. Im konservativ-liberalen 
Lager gibt es offenbar auch die Einsicht, 
dass man sich des Themas nicht durch 
Ignorieren entledigen kann. 

PRO ASYL fordert die am Beratungs- 
prozess Beteiligten dringend auf, die jah- 
relange Hängepartie zu beenden und die 
schleswig-holsteinische Initiative in ver- 
besserter Form zum Anlass zu nehmen, 
eine Regelung mit Dauerwirkung zu 
schaffen. 

PRO ASYL begrüßt die Entscheidung 
der Innenministerkonferenz, sich über 
mehrere Jahre hinweg an Aufnahmepro- 
grammen für Flüchtlinge (Neuansied- 
lung/Resettlement) zu beteiligen, als einen 
viel zu kleinen Schritt in die richtige Rich- 
tung. Denn die ins Auge gefassten Auf- 
nahmezahlen mit dem Zeithorizont der 
nächsten drei Jahre sind angesichts der 
Größe der zu lösenden Probleme dürftig. 

Allein für das Jahr 2012 benötigt das 
Hohe Flüchtlingskommissariat der Ver- 
einten Nationen (UNHCR) weltweit 
172000 Resettlementplätze. Besonders 
dringend gelöst werden muss das Pro- 
blem der subsaharischen Flüchtlinge, die 
nach Flucht und Vertreibung aus Libyen 
immer noch im Lager Choucha auf der 
tunesischen Seite der Grenze leben und 
nicht in ihre Herkunftsländer zurückkeh- 
ren können. Mehrere tausend Flüchtlin- 
gen brauchen allein hier kurzfristig Auf- 
nahmeplätze 

Quelle: Presseerklärung proasyl 
09.12.2013 


18. Dezember - Internatio- 
naler Tag der Migranten 


Die Internationale der Öffentlichen 
Dienste schließt sich der internationalen 
Gemeinschaft im Gedenken an die Mil- 


lionen von Wanderarbeitern und ihren 
Familien in der ganzen Welt an und be- 
kräftigt das Engagement ihre Würde und 
Menschenrechte zu wahren. „Internatio- 
nale Migration ist heute in erster Linie 
die Suche nach menschenwürdiger Ar- 
beit“, sagt Rosa Pavanelli, Generalsekre- 
tär der Internationale der Öffentlichen 
Dienste. „Arbeiter sind gezwungen, ihr 
Geburtsland auf der Suche nach Jobs zu 
verlassen um aus der Armut zu entkom- 
men. Viele haben ihr Leben verloren, bei 
dem Versuch Grenzen zu überqueren 
oder sind skrupellosen Personalvermitt- 
lern zum Opfer gefallen. Viele von ihnen 
landen in prekären Arbeits-und Lebens- 
bedingungen und werden dem Zugang zu 
grundlegenden Öffentlichen Dienstleis- 
tungen wie Gesundheit, Bildung und so- 
ziale Dienste beraubt. „, 

„Die Frage der Migration, bei der es 
heute in erster Linie um Arbeitsmigration 
geht, muss eine Priorität für die Gewerk- 
schaften sein. Wanderarbeiter sind keine 
Ware. Sie können nicht als Subjekte von 
Handelsabkommen eingesetzt werden. 
Wanderarbeiter müssen von internationa- 
len Menschenrechtsnormen und Arbeits- 
normen geschützt werden. Arbeiterrechte 
sind zentral für eine faire Wirtschaftspoli- 
tik. Als Gewerkschaften müssen wir in 
unsere Bemühungen fortsetzen, den Zu- 
gang zu hochwertigen öffentlichen 
Dienstleistungen für alle zu verteidigen, 
Wanderarbeiter zu organisieren und ge- 
gen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 
zu kämpfen „, führte Pavanelli aus. 

Indem wir die Feier des Internationalen 
Tags der Rechte von Migranten, mit der 
internationalen Gewerkschaftsbewegung, 
mit unserem Partner Organisationen der 
Zivilgesellschaft, Gemeinden und Mig- 
ranten Rechtsanwälte begehen, rufen wir 
die Staaten auf, die internationalen Kern- 
instrumente für die Rechte von Migranten 
zu ratifizieren, welche beinhalten: 

° UN-Übereinkommen über den 
Schutz der Rechte aller Wanderarbeit- 
nehmer und ihrer Familienangehörigen ; 
° JAO-Übereinkommen über Wander- 
arbeiter, C97 und C143 

° JAO-Übereinkommen über private 
Arbeitsvermittler, C181 

° JAO-Übereinkommen über Hausan- 
gestellte, C189 

Weiterhin fordern wir, dass die Einstel- 
lungsbedingungen die Gewährleistung 
der Rechte der Wanderarbeiter beinhaltet, 
das Recht Gewerkschaften beizutreten, 
Gleichbehandlung und Nichtdiskriminie- 
rung. 

Quelle: Internationale der Öffentlichen 

Dienste 16. Dezember 2013 I 


Antirassistische Arbeit ein 
notwendiger Schwerpunkt 


Vom 8. bis 10.November 2013 fand un- 
ter dem Motto „Zukunft gemeinsam ge- 
stalten“ in Berlin die Bundesjugend- 


konferenz (BJK) des DGB statt. Rund 
250 junge Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschafter hatten sich getroffen, 
um inhaltliche Schwerpunkte für die 
Arbeit der nächsten Jahre festzulegen. 
Die BJK ist das höchste beschlussfas- 
sende Gremium der Gewerkschaftsju- 
gend, in das alle vier Jahre die Jugend- 
verbände der acht Mitgliedsgewerk- 
schaften Delegierte entsenden. 

In dem beschlossenen Leitantrag „Ge- 
gen Rassismus und gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit“ plädiert die 
BJK für ein „friedliches, gleichberech- 
tigtes und solidarisches Zusammenleben 
aller Menschen“. Diese Sichtweise ist 
prägend: „Die Gewerkschaftsjugend 
wird auch weiterhin jede Erscheinungs- 
form menschenverachtender Einstellun- 
gen bekämpfen. Antirassistische Arbeit 
bleibt ein notwendiger Schwerpunkt der 
DGB-Jugend-Arbeit in Betrieben, (Be- 
rufs-) Schulen, Universitäten und in der 
Gesellschaft.“ 

Die Gewerkschaftsjugend sieht ihr 
Engagement gegen Rassismus auch als 
Auftrag, der sich aus der deutschen Ge- 
schichte ergibt. In dem Beschluss wird 
an die unvergleichbaren „Verbrechen 
und die Unmenschlichkeit des National- 
sozialismus‘ verwiesen. Die Schlussfol- 
gerung daraus: „Aus der Erinnerung an 
die Verbrechen entsteht für die heutigen 
Generationen aber auch die Verantwor- 
tung, dafür zu sorgen, dass sich die Ver- 
brechen des Nationalsozialismus nie 
wiederholen.“ Am zweiten Konferenz- 
tag — dem 9. November — jährte sich 
zum 75. Mal die Reichspogromnacht 
und damit der Beginn des Holocaust an 
den Juden in Europa. Für die Bundesju- 
gendkonferenz war das Anlass, das anti- 
faschistische Selbstverständnis der Ge- 
werkschaften zu bekräftigen und den 
Opfern der Shoah mit einer Schweige- 
minute zu gedenken. 

In der praktischen Arbeit für eine so- 
lidarische Gesellschaft bewertet die Ge- 
werkschaftsjugend auch „Aktionen des 
Zivilen Ungehorsams als legitime Ak- 
tionen in gesellschaftlichen und be- 
trieblichen Auseinandersetzungen“, die 
es in der Geschichte der Gewerk- 
schaftsbewegung immer gegeben habe, 
etwa bei der Durchsetzung des Streik- 
rechts. Vor diesem Hintergrund werden 
auch die Blockadeaktionen gegen Nazi- 
aufmärsche in den letzten Jahren als le- 
gitime Aktionsform bewertet, die fried- 
lich ablaufen muss: „Bei einer Beteili- 
gung der Gewerkschaftsjugend an Ak- 
tionen des Zivilen Ungehorsams ist da- 
bei klar, dass wir jede gewaltsame Es- 
kalation grundsätzlich ablehnen und 
sich unsere Aktivitäten nicht gegen die 
Polizei richten.“ 

Quelle: Aktiv + Gleichberechtigt 
Dezember 2013/ Januar 2014 WM 


Koalitionsvertrag: viel Miss- 
trauen und Abwehr 


Sicherheit finden, nach dem Trauma von 
Krieg und Flucht gesund werden, arbei- 
ten und sich einbringen dürfen: Das wird 
Flüchtlingen in Deutschland schwer ge- 
macht oder verboten. Statt des notwendi- 
gen Paradigmenwechsels enthält der Ko- 
alitionsvertrag zwar einige Verbesserun- 
gen, bleibt aber der alten Linie treu: Ab- 
schottung wird größer geschrieben als 
Flüchtlingsschutz. 

Die gute Nachricht zuerst: Die 
Aufnahme von 10000 syrischen Flücht- 
lingen ist ein richtiger und guter Schritt! 
Nun muss sie auch zügig erfolgen. Bisher 
sind erst 1300 an-gekommen. Zum 
Vergleich: Der Libanon gewährt 800.000, 
die Türkei mehr als 400000 Syrern Zu- 
flucht. Gut also, dass Deutschland in Zu- 
kunft mehr Flüchtlinge aus dem UNO- 
Resettlement-Programm aufnehmen will. 
Mit großer Sorge sieht der Jesuiten- 
Flüchtlingsdienst Asylschnellverfahren 
für Roma: Ihnen wird seitens der Politik 
oft öffentlich und pauschal Missbrauch 
unterstellt, stattdessen aber müssen die 
schweren Diskriminierun-gen in ihren 
Herkunftsländern ernsthaft und in jedem 
Einzelfall als Asylgrund geprüft werden. 
Wir brauchen unvoreingenommene und 
zügige, aber keine überstürzten Asylver- 
fahren. 

Der Koalitionsvertrag sieht ein stich- 
tagunabhängiges Bleiberecht vor — end- 
lich! Zu viele Lebenschancen wurden 
schon vertan und Talente vergeudet, weil 
wir Menschen über Jahrzehnte verbieten, 
ihr Leben selbst zu gestalten. Für unbe- 
gleitete Kinder und jugendliche Flüchtlin- 
ge, die zum Teil an ihrem 18. Geburtstag 
abgeschoben werden können, muss der 
Gesetzgeber Regelungen schaffen, die ih- 
nen Sicherheit geben. 

Auch auf der europäischen Ebene muss 
sich vieles ändern: In einem Rechtsstaat 
darf nicht die Frage im Vordergrund ste- 
hen, wie wir Flüchtlinge möglichst 
schnell wieder loswerden, sondern wie 
sie ihren Schutzanspruch effektiv prüfen 
lassen und ggfs. durchsetzen können. Die 
Möglichkeit, das Verfahren in Deutsch- 
land zu führen, muss offen geprüft wer- 
den — auch dann, wenn auch ein anderer 
EU-Staat zuständig sein könnte. Stattdes- 
sen werden jährlich tausende Asylsuchen- 
de in Haft genommen, nur um sie in ein 
anderes europäisches Land zu-rückzu- 
schieben: Zwei Beispiele schildern wir in 
diesem Infobrief. 

Die hitzigen Diskussionen um die Un- 
terbringung von Flüchtlingen sind die 
Quittung dafür, dass sich die deutsche Po- 
litik zu lange auf die Abschottung verlas- 
sen und die eigenen Unterbringungsmög- 
lichkeiten reduziert hat. Rassistischen 
Ressentiments muss begegnet werden — 
durch Überzeugung, Reden und vor allem 
durch die persönliche Begegnung. In un- 


serer Nachbarschaft in Berlin-Charlotten- 
burg durften wir gerade erleben, wie trotz 
anfänglicher Befürchtungen und Protes- 
ten ein starkes Netzwerk von nachbar- 
schaftlicher Unterstützung entstanden ist. 
Solche Netzwerke brauchen klare politi- 
sche Unterstützung. Mit angeblich „alar- 
mierewnden‘“ Zahlen zu drohen, wenn 
nur ein Bruchteil derer, die weltweit auf 
der Flucht sind, bei uns Schutz suchen, 
nützt niemandem. 
Ouelle: http://www.jesuiten-fluechtlings- 
dienst.de 12-2013 I 


Wohnheimbetreiber ver- 
sucht Berliner Flüchtlingsrat 


mundtot zu machen 

Im Anschluss an eine flüchtlingspoliti- 
sche Fachtagung des Bildungswerks Ber- 
lin der Heinrich-Böll-Stiftung im Novem- 
ber 2013 mit dem Thema ‚Welcome to 
Berlin!“ ließ die Wohnheimbetreiberfirma 
Gierso Boardinghouse GmbH Berlin(1) 
dem Flüchtlingsrat Berlin per Rechtsan- 
wältin Unterlassungs- und Verpflich- 
tungserklärungen zustellen. Die Gierso 
versucht damit, Kritik an den von ihr be- 
triebenen Unterkünften zu unterbinden. 

Die Anwältin verlangt, dass der Flücht- 
lingsrat und seine Mitglieder sich per Un- 
terlassungserklärung gegenüber der Gier- 
so vertraglich dazu verpflichten, angebli- 
che Behauptungen über Mängel bei Per- 
sonal, Ausstattung und Organisation der 
Gierso-Unterkünfte nicht mehr zu äu- 
Bern.(2) Sie bezieht sich dabei auf Dis- 
kussionen während der Tagung des Bil- 
dungswerks mit dort teilnehmenden Gier- 
so-Mitarbeiterinnen sowie auf eine Email 
des Flüchtlingsrates an den Auftraggeber 
für die Sammelunterkünfte, das Landes- 
amt für Gesundheit und Soziales LAGe- 
So Berlin. 

„Wir wundern uns sehr über dieses aus 
unserer Sicht völlig abwegige Vorgehen 
der Gierso. Fachtagungen dienen übli- 
cherweise dazu, Meinungen auszutau- 
schen und unterschiedliche Standpunkte 
zu diskutieren. Statt sich dem öffentlichen 
politischen Diskurs auf unserer Tagung 
zu stellen, unternimmt die Gierso den 
Versuch, den Flüchtlingsrat im Nachhi- 
nein mit fragwürdigen Mitteln mundtot 
zu machen“, so Heidi Bischoff-Pflanz 
vom Bildungswerk Berlin der Heinrich- 
Böll-Stiftung. 

Der Flüchtlingsrat Berlin sieht es als 
seine originäre politische Aufgabe an, die 
in Not- und Sammelunterkünfte einge- 
wiesenen Flüchtlinge dabei zu unterstüt- 
zen, vorhandene Mängel an das LAGeSo 
zu melden und diese ggf. auch öffentlich 
zu machen. Dies ist umso wichtiger ange- 
sichts bislang durchweg fehlender Kon- 
trollen von Personaleinsatz und Ausstat- 
tung in den Unterkünften durch das LA- 
GeSo Berlin und eines völlig fehlenden 
Beschwerdemanagements. 


Fortsetzung Seite 14 unten 
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Hinterland #24: Sprache erschienen! 


inklusive Fim DVD 

Leben verboten 

ein Film von Mathias Fiedler 
und Astrid Nave über die Le- 
benssituation von Flüchtlin- 
gen in Deutschland (88 Sei- 
ten, 4,50 €) 


außerdem im Heft 


Impressionen aus Kairo und 
dem Libanon 
Die Situation für Flüchtlinge 
in Bulgarien 


Mit Beiträgen von: Hubert 
Heinhold, Alena Thiem, Mat- 
thias Weinzierl, Lisa Doppler, 
Friederike Vorwergk, Tunay 
Önder, Andrea Böttcher, An- 
nika Bottanni, Bernd 
Schmidt, Birgit zur Nieden, 
Tobias Klaus, Tom Reiss, Fa- 
rida heuck-Yoo, Juliane Ka- 
nitz, Phil Zero, Eva Baghl, 
Manuela Sessler, Agnes An- 
drae, Nikolai Schreiter, Mat- 
thias Fiedler 

Schwerpunkt der Winteraus- 
gabe ist „Sprache“. Es wurde 
auch wirklich Zeit, dass wir 


uns diesem großen Thema 
mal annehmen. Denn begeg- 
nen uns nicht alltäglich in 
Medien, Politik und vor der 
Haustür Aussagen, die Spra- 
che als „den Schlüssel“ zur 
„Integration“ (> siehe Glos- 
sar nerviger Begriffe) begrei- 
fen? Ohne die Beherrschung 
der hiesigen Hochsprache 
scheint da nicht viel zu 
gehen, und so ist Sprache na- 
hezu zum Gradmesser der 
leidigen Debatte geworden. 
Vehement wird sie eingefor- 
dert von allen, die hier länger 
leben wollen. Und wehe, es 
zeigt sich nicht genug Bemü- 
hen; dann wird die Sprache 
schnell zum Beweis für fort- 
dauernde ‚„Integrationsunwil- 
ligkeit“ (> Glossar). 

Dabei ist es leider keines- 
falls so, wie gerne suggeriert, 
dass, wer die Sprache 
beherrscht, automatisch mit- 
reden kann. Also, lassen wir 
uns nicht lumpen: Sprache ist 
zweifelsohne wichtig, denn 
sie dient der täglichen Ver- 


Online-Atlas „Verbrannte Orte“ im Netz 


Auf http://verbrannte-orte.de 
findet ihr die Beta-Version 
des Onlineatlas. 

9 Monate nach dem erfolg- 
reichen Crowdfunding ist der 
Onlineatlas zu den national- 
sozialistischen Bücher- 
verbrennungen jetzt online. 
Als Beta-Version steht er seit 
heute Morgen der Öffentlich- 
keit zur Verfügung. 

Beta-Version heißt: Er ist 
noch nicht fertig. Zum einen 
sind erst 9 Plätze fotografiert 
zum anderen soll der Atlas 
unter Beteiligung Vieler auch 
mit historischen Dokumente 
und Hintergrundinformatio- 
nen gefüllt werden. 
Außerdem heißt Beta-Versi- 


on, dass noch Fehler enthal- 
ten sein können, sowie einige 
Funktionen noch nicht umge- 
setzt sind. 

Den Orten der Bücherver- 
brennung ein fotografisches 
Gesicht geben, so beschrieb 
ich in einem Interview das 
Projekt „Verbrannte Orte“. 
Ein fotografisches Gesicht 
haben jetzt, mit der heutigen 
Veröffentlichung, die ersten 7 
Orte gekriegt: Pirna, Dresden, 
Neubrandenburg, Neustrelitz, 
Rostock, Greifswald und 
Schwerin sind mit Panoramen 
und Hintergrundinformatio- 
nen im Onlineatlas vertreten. 

Über 80 Plätze fehlen noch 
und sollen in den kommenden 


ständigung. Aber eine Spra- 
che zu lernen, lohnt sich vor 
allem dann, wenn sich damit 
Austausch und Perspektiven 
verbinden. Daran könnte die 
Politik noch arbeiten. Und ei- 
gentlich leben wir doch schon 
längst in einer mehrspra- 
chigen Gesellschaft, oder? 

In diesem Heft findet ihr 
nicht nur Beiträge zu Sprach- 
kursen, Nationalsprache oder 
Sprachmauern, sondern auch 
zu gendergerechter Sprache, 
bilingualen Beziehungen und 
zur Sprache der Architektur 
sowie ein umfangreiches 
Glossar zu den wirklich 
doofsten Begriffen der deut- 
schen Asylbürokratie (> und 
schon wieder einer!). 

Weil das Thema Körper- 
sprache leider ein bisschen 
kurz kommt, haben wir noch 
ein paar Fotos gemacht und 
einen Film beigelegt. Zur 
Sprache gäbe es natürlich viel 
mehr zu sagen - vielleicht ir- 
gendwann bei „Sprache 2“? 

Also, schnappt euch Plätz- 
chen und Heißgetränke und 


YERBRANNTE (ff 


Monaten 
folgen. 
Hierfür 
sind wir 
auf Unter- 
stützung 
angewie- 
sen. zual- 
lererst 
brauchen 
wir Geld 
um die 
Restlichen Orte fotografieren 
zu können. Aber auch Hilfe 
bei den Texten, Infos zu den 
einzelnen Orten sowie das zur 
Verfügung stellen von histori- 
schen Dokumente ist eine 
wichtige Möglichkeit der Un- 
terstützung. 


Das Viertelj 
für kein ruh 


Hinterland #24 
Dezember 2013 


habt viel Spaß mit der neuen 
Hinterland-Ausgabe! 

Eure Redaktion 
PS: Die nächste Ausgabe zum 
Thema Asylpolitik bringen 
wir zusammen mit der ge- 
schätzten iz3w heraus. 
Wir freuen uns schon! 
Bestellen und vorschmökern! 
unter 
www.hinterland-magazin.de 

[E) 


Ach ja: Weil der Atlas noch 
im Betastadium ist, aber auch 
generell, freuen wir uns sehr 
über Feedback. 

Jan Schenck Photographie 
http://www.picturex.net 


„Seit seiner Gründung vor über 30 Jah- 
ren thematisiert der Flüchtlingsrat Män- 
gel in Berliner Sammelunterkünften in 
der Öffentlichkeit. Davon lassen wir uns 
auch durch Einschüchterungs-versuche 
seitens eines privaten Heimbetreibers 
nicht abbringen“, sagt Martina Mauer 
vom Flüchtlingsrat Berlin. „Vielmehr er- 
warten wir von den Heimbetreibern eine 
Zusammenarbeit im Interesse der unter- 
gebrachten Flüchtlinge, was die Fähigkeit 
zum Umgang mit Kritik einschließt.“ 

Der Flüchtlingsrat wird sich deshalb 
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den Abmahnungen der Gierso-Anwältin 
nicht unterwerfen, auch wenn damit ein 
hohes Kostenrisiko verbunden ist. 

Wir fordern stattdessen: 

« Einhaltung der Mindeststandards für 
den Betrieb von Sammelunterkünften 
durch die Betreiber 

+ Transparenz über die mit dem LAGe- 
So getroffenen Verträge und Absprachen 

° Regelmäßige anlassunabhängige 
Kontrollen von Ausstattung und Personal- 
einsatz in den Unterkünften durch das 
LAGeSo 


« Einrichtung eines effektiven Be- 
schwerdemanagements in den Unterkünf- 
ten und beim LAGeSO 

° Zugang für ehrenamtliche Initiativen 
zu den Unterkünften 

Gemeinsame Pressemitteilung von Bil- 
dungswerk Berlin der Heinrich-Böll-Stif- 
tung, Flüchtlingsrat Berlin e.V., Initiative 
Neue Nachbarschaft Moabit, Initiative 
Moabit hilft, Initiative Willkommen im 
Westend, Multitude e.V. 

http://www.fluechtlingsrat-berlin.de 
18.12.2013 I 


Dass niemand sage, er hätte nichts gewusst 


Wie oft mussten wir den Satz 
„Das haben wir nicht gewusst“ 
schon hören? Im Nachkriegs- 
deutschland will kaum jemand 
die KZs und Wehrmachtsgräu- 
el gekannt haben. Der Okto- 
berfestmörder war natürlich 
ein Einzeltäter und Rostock- 
Lichtenhagen oder Hoyerswer- 
da waren auch keine Zeichen 
der Fremdenfeindlichkeit. So 
gut wie alle Politiker vom „Al- 
ten“ über „Schmidt Schnauze“ 
bis „Angie“ waren sich der 
Gefahr von Rechts bewusst 
und haben sie genutzt, 
gebraucht und doch geleugnet. 

Andrea Röpke und Andreas 
Speit (und ihre drei Mit-Auto- 
ren Andreas Förster, Julia Jütt- 
ner und Anton Maegerle) wei- 
sen in ihrem Buch „Blut und 
Ehre — Geschichte und Gegen- 
wart rechter Gewalt in 
Deutschland‘ auf, dass Uwe 
Böhnhard, Uwe Mundlos und 
Beate Zschäpe keine Einzeltä- 
ter waren, sondern durchaus 
ein großes Unterstützernetz- 
werk gehabt haben. Der Unter- 
schied zu anderen Büchern 
zum Thema NSU (,„National- 
sozialistischer Untergrund“) ist, 
dass die beiden Autoren nicht 
Ende der 1990er beginnen, 
sondern 1945. 

So entstand Nazi-Deutsch- 
land ja auch nicht erst 1933 — 
der Beginn liegt bereits vor ’14. 
Einer der ‚Vorläufer‘ der NSU 
war der Technische Dienst 
(TD) des Bund Deutscher Ju- 
gend (BDJ — 1953 verboten). 
Zusammen mit Gladio — einer 
paramilitärischen Geheimorga- 
nisation von NATO, CIA und 
MI6 während des Kalten Krie- 
ges — baute der TD Waffenla- 
ger in der BRD auf (z.B. in 
Bremen-Huchting). Eines der 
Ziele war die Liquidierung 
„unzuverlässiger“ Sozialdemo- 
kraten (z.B. Wilhelm Kaisen). 

Nach dem Verbot wurden 
alle Informationen über Perso- 
nen und Aktionen vom CIC 
(Counter Intelligence Corps 
[Spionageabwehr]) eingesam- 
melt und verschlossen. Der 
Adenauer-Regierung war das 
alles bekannt und sie schwieg 
selbstredend. Wie sehr gewalt- 
bereites rechtes Denken in Ge- 
sellschaft und Politik verwur- 
zelt ist, zeigt die Tatsache, dass 
seit 1990 über 180 Menschen 
durch rechte Gewalttäter getö- 
tet wurden, die Bundesregie- 


rung jedoch nur gut 60 von ih- 
nen als „Morde von Rechts“ 
anerkennt. Also warum waren 
so viele Politiker erschüttert 
von den NSU-Morden? Gehen 
doch (rein statistisch) zwei An- 
griffe pro Tag in Deutschland 
auf das Konto von Neo-Nazis. 
So wurde der Anfang der 
NSU-Mordserie als „Döner- 
Mord“ tituliert. Wie schön ver- 
harmlosend! Folglich müssten 
die Täter aus dem Familienum- 
kreis kommen. Wie mögen sich 
Angehörige fühlen, wenn sie 
als potentieller Täter bzw. Täte- 
rin gelten? Sand in die Augen — 
gestreut von Polizei und Verfas- 
sungsschutz. Alle Indizien, die 
nach rechts wiesen, wurden ne- 
giert. Auch das ist nichts Neues: 
Dass Gundolf Köhler zur neo- 
nazistischen und paramilitäri- 
schen Wehrsportgruppe Hoff- 
mann Verbindungen hatte, war 
auch bekannt und wurde — rich- 
tig — negiert. Unsere Behörden 


und Politiker sind auf dem 
rechten Auge blind - vielleicht 
nicht ganz, denn sonst würde 
man ja nicht die schützende 
Hand über die „Rechten“ hal- 
ten. Sie werden ja womöglich 
noch gebraucht. Das Buch zeigt 
aber auch die anderen Begleit- 
umstände auf. Seien es Szene- 
Treffs (z.B. aus Bremer Sicht: 
Sportsfreund, Bells, Klause 38) 
oder Nazi-Bands und -Label 
(auf Bremen bezogen wird die 
Band Endstufe von Jens Brandt 
erwähnt, weitere sind z.B.: 
Endlöser [früher Schlachtruf], 
Kategorie C, Patriotic Bois und 
bei den Label: Hanse-Records, 
Heimdall-Shop, sieg-oderspiel- 
abbruch. de). Auch werden Ver- 
bindungen ins Rockermilieu 
beleuchtet. 

Das Buch von Andrea Röpke 
und Andreas Speit „Blut und 
Ehre- Geschichte und Gegen- 
wart rechter Gewalt in 
Deutschland“, erschienen im 


Andrea Röpke/Andreas Speit (Hg.) 


kut 
ung 


Geschichte und Gegenwart 
tochter Gewalt in Deutschland 


Ch. Links Verlag 


Ch. Links Verlag, Berlin, hat 
288 Seiten und kostet 19,90 
EUR (ISBN978-3-86153-707- 
6). Es ist vielleicht eher ein 
Nachschlagewerk denn ein Le- 
sebuch für den Feierabend. 
Dafür verfügt es über ein gut 
geführtes Sach-, Orts- und 
Personenregister. 
Courtney B. Vance 

Aus „Bremer Antifaschist, Zei- 

tung der VVN Bremen 


Lest, schreibt und abonniert die Lokalberichte! 


Die Lokalberichte HH sind 
seit fast 25 Jahren ein Mittei- 
lungs- und Diskussionsblatt 
der Linken. 

So gibt es neben den Lokal- 
berichten Hamburg auch in 
anderen Städten lokale Infos, 
wie die Münchener Lokalbe- 
richte, das Frankfurter Info 
oder die Lokalberichte Köln. 
(x) 

Der Grundgedanke der Lo- 
kalberichte Hamburg ist, dass 
es die Leser_innen sind, die 
das 14 tägig erscheinende Lo- 
kalinfo mit Inhalt füllen. 

Ob Aufruf, Demobericht 
oder Theoriepapier, die Lokal- 
berichte Hamburg stehen euch 


zur Publikation offen. 

So stellen die Lokalberichte 
Hamburg strittigen Positionen 
gern eine Gegenposition ge- 
genüber, soweit sich diese mit 
den Grundsätzen fortschrittli- 
cher Politik vereinbaren las- 
sen. Und bieten damit Raum 
für Diskussionsmöglichkeiten 
zwischen verschiedenen lin- 
ken Strömungen. Die Lokal- 
berichte Hamburg legen Wert 
auf eine links-pluralistische 
Zusammenstellung von Arti- 
keln. Die Bandbreite reicht da- 
bei von antifaschistischen, 
queer-feministischen, umwelt- 
politischen und antirassisti- 
schen Artikel bis zu Artikeln 


über Repression, Überwa- 
chung und Knast & Justiz, um 
nur einige unserer Rubriken 
zu nennen unter denen wir 
Eure Artikel publizieren. 

Dabei bleibt das Motto der 
Lokalberichte Hamburg sei- 
nen Grundsätzen treu: 


° Antifaschistisch 
« Antiimperialistisch 
° Antikapitalistisch 


Da sich die Lokalberichte 
Hamburg durch Abonne- 
ments finanzieren, lautet 
also die erste Pflicht der_s 
Revolutionärin_s: 
Abonniere die 
Lokalberichte! 
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:aus der rechten presse 


Souveränität oder 
Chauvinismus? 


„Kommt die Euro-Rechte?‘“ — mit dieser 
Frage, in der bereits eine gehörige Portion 
Skepsis mitschwingt, überschreibt FALK 
TIEDEMANN seinen Beitrag in der Janu- 
arausgabe von ZUERST!, in dem er sich 
mit den Versuchen auseinandersetzt, für die 
kommendenWahlen zum Europaparlament 
eine einigermaßen geeinte rechte Bewe- 
gung ins Leben zu rufen. Zu diesem Zweck 
hatte zum einen im November ein stark be- 
achtetes Treffen zwischen Marine Le Pen 
(Front National) und Geert Wilders (Partij 
voor de Vrijheid, Niederlande) stattgefun- 
den, zum anderen nur zwei Tage danach 
eine Tagung in Wien, bei der auf Einladung 
der FPÖ sechs rechte Parteien anwesend 
waren. Die deutsche Rechte war offenbar 
nicht vertreten: Die AfD lehnt eine Zusam- 
menarbeit mit „Rechtsextremisten“ (Bernd 
Lucke) ab, die NPD steht zumindest für Le 
Pen und Wilders „nicht auf der Liste der 
Gesprächspartner“. 

Neben den diversen politischen und per- 
sönlichen Aversionen und den partiell unter- 
schiedlichen Orientierungen (für die einen, 
beispielsweise die Antisemiten der ungari- 
schen JOBBIK ist Israel ein, wenn nicht der 
Hauptgegner, andere, wie beispielsweise 
Wilders und Le Pen, konzentrieren ihre 
Feindschaft auf muslimische Einwanderer 
und rechtfertigen Israels Regierungspolitik), 
gibt es einen Hauptgrund, warum ein auch 
nur  wahlpolitisches Zusammengehen 
schwierig wird: Die meisten der Parteien, 
die für eine Beteiligung an einer europäi- 
schen Rechten in Frage kommen, vertreten 
in erster Linie nationalistische Positionen 
und lehnen die EU aus diesem Grund ab. 
Diese Positionen widersprechen sich aber in 
vielen Fällen bzw. schließen sich aus. 

„Deutsche Interessen‘ sind auch das Ti- 
telthema der ersten Ausgabe von ZUERST! 
im neuen Jahr. Das Titelbild zeigt einen Mo- 
tivwagen des Düsseldorfer Rosenmontags- 
zuges: Eine Pappmache-Bundeskanzlerin, 
selig lächelnd und mit beiden Händen US- 
amerikanischen Fähnchen schwenkend, 


steckt von den Füßen bis auf Höhe des 
Bauchnabels tief in einem amerikanischen 
Gesäß. „Glückliche Vasallen — Der schöne 
Schein der Souveränität“ — in der Tat eine 
passende Illustration des Verhältnisses zwi- 
schen den beiden „befreundeten“ Mächten. 
„Glückliche Vasallen‘“ betiteln auch RO- 
BERT DIEHL, MARKUS SCHWERDT- 
FEGER und STEVE LEROD ihre Titelge- 
schichte, deren Hauptthese bereits im Unter- 
titel benannt wird: „Der US-Spionageskan- 
dal hat gezeigt, wie weit die Bundesrepublik 
Deutschland davon entfernt ist, ein souverä- 
nes Land zu sein“. Wenn es um „deutsche“ 
Interessen geht, springen in der Wolle ge- 
färbte Rechte sogar über ihren eigenen anti- 
kommunistischen Schatten und loben den 
Fraktionsvorsitzenden der „Linken“ im 
Bundestag, Gregor Gysi für seinen Debat- 
tenbeitrag: „Der Linken-Bundestagsabge- 
ordnete fand die passenden Worte zur Be- 
schreibung des (NSA — der Verf.) Skandals 
und prangerte den Umgang des Kabinetts 
mit den Vorgängen ohne falsche Rücksicht- 
nahme an. Die Standard-Einwände der Re- 
gierung — Freundschaft und ‚Wertegemein- 
schaft‘ — parierte er mit einer klaren Ansage: 
‚Mit Duckmäusertum und Hasenfüßigkeit 
erreicht man keine Freundschaft.‘“ 

Um Freundschaft aber geht es den Auto- 
ren auch gar nicht, es „läuft letztlich alles 
immer wieder auf die Frage nach der Sou- 
veränität hinaus... Die Tatsache, daß man 
nicht Herr im eigenen Haus ist, gilt längst 
als Normalität in Deutschland“. Als Bewei- 
se für ihre These nennen die Autoren eine 
ganze Reihe politischer Willfährigkeitser- 
klärungen verschiedener Bundesregierun- 
gen gegenüber den USA: Das Verhalten 
bzw. Nichtverhalten im NSA-Abhörskan- 
dal, die geheimdienstliche und logistische 
Unterstützung des US-Überfalls auf den 
Irak, die Haltung im syrischen Bürgerkrieg, 
die Stationierung wichtigster US-Militär- 
kommandostäbe in der Bundesrepublik. Sie 
fassen zusammen: „Es verfestigt sich viel- 
mehr der Eindruck, daß die Einstellungen 
der unmittelbaren Nachkriegszeit — ‚Besatz- 
ermentalität‘ auf der einen Seite, Unterwür- 


BESTELLUNG: Hiermit bestelle ich ... Stück pro Ausgabe (Wiederverkäufer erhalten 30 % Rabatt) 


© Halbjahres-Abo, 13 Hefte 27 Euro 
© Förder-Abo, 13 Hefte 30 Euro 

© Jahres-Abo, 26 Hefte 54 Euro 

© Förder-Abo, 26 Hefte 60 Euro 

© Schüler-Abo, 26 Hefte 30 Euro 


Erscheinungsweise: 
14-täglich 


© Ich möchte Mitglied im Förderverein Antifaschistische Nachrichten werden. Der Verein unterstützt finanziell und 
politisch die Herausgabe der Antifaschistischen Nachrichten (Mindestjahresbeitrag 30,- Euro). 


Einzugsermächtigung: Hiermit ermächtige ich den GNN-Verlag widerruflich, den Rechnungsbetrag zu Lasten 


meines Kontos abzubuchen. (ansonsten gegen Rechnung) 


Name: 


Adresse: 


Konto-Nr. / BLZ 


Unterschrift 


Genaue Bezeichnung des kontoführenden Kreditinstituts 


GNN-Verlag, Venloer Str. 440, 50825 Köln, Tel. 0221 - 21 16 58, Fax 21 53 73, E-Mail: gnn-koeln@netcologne.de 
Bankverbindung: Postbank Köln, BLZ 370 100 50, Kontonummer 10419507 


16 .:antifaschistische nachrichten 01-2014 


figkeit auf der anderen — über alle weltpoli- 
tischen Brüche hinaus weiterhin Bestand 
haben“. Wie es der Stil von ZUERST! ist, 
werden für die politischen Thesen „unver- 
dächtige“ Zeugen genannt. Peter Helmes, 
ein früherer mittlerer Funktionär der CDU 
(u.a. Bundesgeschäftsführer der Jungen 
Union) sagt im Interview: „Aber die soge- 
nannte Nachkriegszeit endete eben nicht 
mit der Erlangung der vollen Souveränität 
für Deutschland 1990, sondern sie dauert 
noch immer an. Das sollte man wissen!“. 
Und Bundesfinanzminister Schäuble wird 
mit einem Satz aus dem Jahr 2011 zitiert: 
„Und wir in Deutschland sind seit dem 8. 
Mai 1945 zu keinem Zeitpunkt mehr voll 
souverän gewesen“. 

Die Titelgeschichte nennt allerdings in 
erster Linie Symptome, im Interview 
(„Ohne Rebellion keine Souveränität‘) mit 
dem rechten russischen Ideologen Professor 
ALEXANDER DUGIN, der bereits häufi- 
ger in ZUERST! interviewt wurde, geht es 
um die wirklich wichtigen Fragen. Für Du- 
gin ist die Bundesrepublik Deutschland ist 
kein freies Land: „Um es klar auszudrü- 
cken: Deutschland ist bis heute politisch, 
wirtschaftlich strategisch und auch intellek- 
tuell ein besetztes Land... Die einfache und 
nackte Tatsache, daß die Amerikaner nach 
1990 nicht aus Deutschland abgezogen sind, 
zeigt, daß das Land ein besetztes Land ist... 
Die deutsche Wiedervereinigung war kein 
nationales, deutsches Ereignis, sondern nur 
eine Übereinkunft über den Austausch des 
Besatzungsregimes in einem Teil des Lan- 
des. 1989/90 gab es keine Befreiung und 
keine Souveränität für Deutschland, der an- 
gelsächsisch besetzte Teil wurde lediglich 
vergrößert“. Seiner Meinung nach muss es 
selbstbewusst werden, eine Führungsrolle in 
Europa übernehmen: „Deutschland geht es 
wirtschaftlich gut, im sozialen Bereich gibt 
es kaum ernsthafte Probleme, gleichzeitig 
befinden sich die anderen europäischen 
Staaten in teilweise sehr schwierigen Kri- 
sen. Deutschland ist der Motor Europas. Ge- 
rade in dieser Situation wird es immer kla- 
rer, daß die Anwesenheit der US-Amerika- 
ner nicht nur überflüssig ist, sondern auch 
gegen die deutschen und europäischen Inte- 
ressen gerichtet ist“. Und wenn Dugin Inte- 
ressen sagt, dann meint er auch Interessen 
und nicht ein ideologisches Konstrukt wie 
„nationale Identität“, dass für ihn offenbar 
nur der Speck ist, mit dem man Mäuse 
fängt: „Es wird um die wirtschaftlichen und 
sozialen Interessengegensätze gehen. Und 
diese sind für die US-Präsenz gefährlicher 
als eine national-kulturelle oder identitäre 
deutsche Agenda... Es wird um absolut ra- 
tionale, wirtschaftliche Interessengegensät- 
ze gehen“. Das lässt sich auch anders aus- 
drücken: Es geht Dugin und der ZUERST“- 
Redaktion um einen eigenständigen deut- 
schen Imperialismus — und wohin der führ- 
te mussten die Völker Europas im vergan- 
genen Jahrhundert bereits zweimal erleben 
— beide Male mit mörderischen Ergebnis- 
sen. tri 


